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Richtlinie über die Gewährung von Billigkeits­
leistungen des Landes Nordrhein-Westfalen zur 

Beseitigung von Schäden an öffentlicher und 
privater Infrastruktur sowie zum Wiederaufbau 

anlässlich der Starkregen- und Hochwasser­
katastrophe im Juli 2021 

(Förderrichtlinie Wiederaufbau 
Nordrhein-Westfalen) 

Runderlass 
des Ministeriums für Heimat, Kommunales, 

Bau und Digitalisierung 
- 531- FRL Wiederaufbau Nordrhein-Westfalen -

Vom 27. Mai 2025 

Inhaltsverzeichnis 

1. Förderzweck und Rechtsgrundlagen 

2. Allgemeine Gegenstände der Förderung und berück­
sichtigungsfähige Schäden 

3. Aufbauhilfen für Unternehmen 

4. Aufbauhilfen für Privathaushalte und Unternehmen 
der Wohnungswirtschaft 

5. Aufbauhilfen für die Land- und Forstwirtschaft sowie 
ähnliche Betriebe, für Fischerei und Aquakultur 

6. Aufbauhilfen für die Infrastruktur in Kommunen 

7. Allgemeine Förderbestimmungen 

8. Inkrafttreten 

1 
Förderzweck und Rechtsgrundlagen 

1.1 
Förderzweck 

1.1.1 

Förderzweck ist die Beseitigung hochwasserbedingter 
Schäden sowie insbesondere der Wiederaufbau von bau­
lichen Anlagen, Gebäuden, Gegenständen und öffentli­
cher Infrastruktur, die durch den Starkregen und das 
Hochwasser im Juli 2021 (im Folgenden Schadensereig­
nis genannt) beschädigt worden sind und in der Gebiets­
kulisse (Anlage l} liegen. Dies schließt auch Schäden 
durch wild abfließendes Wasser, Sturzflut, aufsteigendes 
Grundwasser, überlaufende oder beschädigte Abwasser­
a nlagen , Regenri.ickhaltebecken und Einrichtungen zur 
Wasserversorgung einschließlich Talsperren und Schäden 
durch Hangrutsch ein, soweit sie jeweils unmittelbar 
durch das Schadensereignis verursacht worden sind. 

1.1.2 
Naturkatastrophe 

Die Förderung setzt voraus, dass das Schadensereignis 
als Naturkatastrophe anerkannt ist, es für den betroffe­
nen Personenkreis nicht vorhersehbar war und von ihm 
auch nicht zu vertreten ist. Mit dem Schadensereignis ist 
eine solche Naturkatastrophe eingetreten. Das Scha­
densereignis war von dem betroffenen Personenkreis 
nicht vorhersehbar und auch nicht von ihm zu vertreten . 

1.2 
Rechtsgrundlagen 

1.2.1 

Das Land Nordrhein-Westfalen gewährt auf Antrag Bil­
ligkeitsleistungen für die Umsetzung des Förderpro­
gramms „Wiederaufbau Nordrhein-Westfalen" nach 

1. Maßgabe dieser Förderrichtlinie, 

2. § 53 der Landesha ushaltsordnung in der Fassung der 
Bekann tmachung vom 26. April 1999 (GV. NRW. 
S. 158) in der jeweils geltenden Fassung (im Folgen-

den LHO genannt); Nummer 2.2.2 der Verwaltungs­
vorschriften zu§ 53 LHO wird nicht angewendet, 

3. dem Runderlass des Ministeriums der Finanzen „Ver­
waltungsvorschriften zur Landeshaushaltsordnung" 
vom 6. Juni 2022 (MBl. NRW. S. 445 in der jeweils gel­
tenden Fassung (im Folgenden VV genannt), soweit auf 
die VV in dieser Richtlinie ausdrücklich Bezug ge­
nommen wird, 

4. dem Aufbauhilfegesetz 2021 , dem Aufbauhilfefonds­
Errichtungsgesetz 2021 vom 10. September 2021 
(BGBl. I S. 4147) sowie der dazu ergangenen Aufbau­
hilfeverordnung 2021 vom 15. September 2021 
(BGBl. I S. 4214) , in der jeweils geltenden Fassung (im 
Folgenden AufbhV 2021 genannt) , 

5. der Verwaltungsvereinbarung zur Aufbauhilfe 2021 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland und den 
Ländern vom 17. September 2021 in der jeweils gel­
tenden Fassung, 

6. der Verordnung (EU) Nr. 651/2014 der Kommission 
vom 17. Juni 2014 zur Feststellung der Vereinbarkeit 
bestimmter Gruppen von Beihilfen mit dem Binnen­
markt in Anwendung der Artikel 107 und 108 des Ver­
trags über die Arbeitsweise der Europäischen Union 
(ABl. L 187 vom 26.6.2014 , S. 1} in der jeweils gelten­
den Fassung (im Folgenden AGVO genannt}, 

7. die Genehmigung der Kommission vom 08. November 
2024, C(2024) 7679 final , SA.114970, 

8. der Verordnung (EU) 2022/2472 der Kommission vom 
14. Dezember 2022 zur Feststellung der Vereinbarkeit 
bestimmter Gruppen von Beihilfen im Agrar- und Forst­
sektor und in ländlichen Gebieten mit dem Binnen­
markt in Anwendung der Artikel 107 und 108 des Ver­
trags über die Arbeitsweise der Europäischen Union 
(ABl. L 327 vom 21.12.2022, S. 1) in Verbindung mit der 
unter der Nummer SA.40354 genehmigten und durch 
Beschluss der EU-Kommission vom 16. Dezember 2020 
unter SA.59238 (2020N) bis zum 31. Dezember 2022 ver­
längerten Beihilferegelung „Nationale Rahmenrichtlinie 
zur Gewährung staatlicher Zuwendungen zur Bewälti­
gung von Schäden in der Land- und Forstwirtschaft 
verursacht durch Naturkatastrophen oder widrige Wit­
terungsverhältnisse" vom 26. August 2015 (BAnz AT 
31.08.2015 B4) und 

9. der Verordnung (EU) 2022/2473 der Kommission vom 
14. Dezember 2022 zur Feststellung der Vereinbarkeit 
bestimmter Gruppen von Beihilfen zugunsten von in 
der Erzeugung, Verarbeitung und Vermarktung von 
Erzeugnissen der Fischerei und der Aquakultur täti­
gen Unternehmen mi t dem Binnenmarkt in Anwen­
dung der Artikel 107 und 108 des Vertrags über die 
Arbeitsweise der E uropäischen Union (ABl. L 327 
vom 21.12 .2022 , S. 82) in Verbindung mit der unter der 
Nummer SA.49069 genehmigten Beihilferegelung 
,,Rahmenrichtlinie für den Fischerei-/ Aquakultursek­
tor" vom 1. März 2018. 

1.2.2 

Ein Rechtsanspruch auf Gewährung einer Förderung be­
steht nicht. Die finanziellen Leistungen werden aus 
Gründen der staatlichen Fürsorge zum Ausgleich oder 
zur Milderung von Schäden und Nachteilen gewährt. Die 
Bewilligungsbehörde entscheidet nach pflichtgemäßem 
Ermessen im Rahmen der verfügbaren Haushaltsmittel. 

2 
Allgemeine Gegenstände der Förderung und 
berücksichtigungsfähige Schäden 

2.1 
Allgemeine Gegenstände der Leistung 

Unbeschadet der speziellen Regelungen in den Nummern 
3 bis 6 dieser Förderrichtlinie gelten als allgemeine Ge­
genstände der Leistung: 

a) Förderfähig sind auch Kosten für Maßnahmen, die 
unmittelbar vor oder während des Zeitraums des 
Schadensereignisses getroffen wurden, soweit sie un­
mittelbar der Abwehr von hochwasserbedingten Ge­
fahren und der Begrenzung hochwasserbedingter 
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Schäden gedient haben. Kosten der Beseitigung der 
Maßnahmen nach Satz 1 sind ebenfalls förderfähig. 

b) Es werden auch unmittelbare Schäden durch Einsatz­
kräfte und Einsatzfahrzeuge sowie privat Helfender 
berücksichtigt. 

c) In zwingenden Fällen können die Kosten für dringend 
erforderliche temporäre Maßnahmen erstattet werden. 

2.2 
Nicht förderfähige Schäden 

Unbeschadet der speziellen Regelungen in den Nummern 
3 bis 6 dieser Förderrichtlinie gelten als nicht förder­
fähig: 

a) Schäden, die wegen des Verstoßes gegen Vorschriften 
zum Schutz vor Hochwassergefahren in festgesetzten 
oder vorläufig gesicherten Uberschwemmungsgebie­
ten eingetreten sind, 

b) Schäden an Gebäuden, die zum Zeitpunkt des Scha­
denseintritts ohne erforderliche Baugenehmigung er­
richtet worden sind und deren Errichtung auch nicht 
genehmigungsfähig war sowie 

c) Wertminderungen am Privatvermögen sowie Ver­
dienstausfall aus abhängiger Beschäftigung und an­
dere mittelbare Schäden. 

3 
Aufbauhilfen für Unternehmen 

3.1 
Gegenstand der Förderung 

Förderfähig nach Nummer 3 sind Kosten nach den Num­
mern 2.1 und 3.4.2 zur Beseitigung von Schäden sowie 
Einkommenseinbußen, die als direkte Folge des Scha­
densereignisses entstanden sind. Diese Schäden können 
Sachschäden an Vermögenswerten wie Betriebsgelände, 
Gebäuden, Ausrüstungen, Maschinen oder Lagerbestän­
den sowie Einkommenseinbußen aufgrund einer voll­
ständigen oder teilweisen Unterbrechung der Geschäfts­
tätigkeit während eines Zeitraums von höchstens sechs 
Monaten nach dem Schadensereignis umfassen. Für Inf­
rastrukturbetreiber der Energiewirtschaft nach dem 
Energiewirtschaftsgesetz vom 7. Juli 2005 (BGBl. I 
S. 1970, 3621), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes 
vom 21. Februar 2025 (BGBL 2025 I Nr. 51) geändert 
worden ist (regulierte Unternehmen), gelten auch die 
Kosten des außerplanmäßigen Anlagenabgangs, soweit 
dies beihilferechtlich zulässig ist, als Schaden. 

3.2 
Leistungsempfängerin und Leistungsempfänger 

3.2.1 

Leistungsempfängerin oder Leistungsempfänger sind 

a) Unternehmen der gewerblichen Wirtschaft, 

b) Angehörige der freien Berufe, 

c) Selbständige, 

d) private und öffentliche Infrastrukturbetreiber und 
-eigentümer sowie sonstige private und öffentliche 
Träger im Bereich der Energie-, Wasser- und Telekom­
munikationswirtschaft und Eisenbahninfrastruktur 
sowie 

e) Träger wirtschaftsnaher Infrastrukturen im Sinne des 
Koordinierungsrahmens der Gemeinschaftsaufgabe 
,,Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruktur" 
(im Folgenden GRW genannt) , soweit diese nicht 
durch andere Förderbereiche dieser Richtlinie abge­
deckt werden. 

Die Förderung teilweise zu Wohnzwecken genutzter Ge­
werbeimmobilien, die im Eigentum eines Unternehmens 
stehen, erfolgt nach Nummer 3. 

3.2.2 

Eine Billigkeitsleistung ist in folgenden Fällen ausge­
schlossen: 

a) Eine Insolvenz vor Hochwassereintritt schließt die 
Förderung aus, es sei denn, dass ein Verfahren der 
Sanierung in Eigenverwaltung oder ein Schutz­
schirmverfahren durchgeführt werden oder es einen 
bestätigten Insolvenzplan gibt. 

b) Der betroffene Geschäftsbetrieb wird nach der Bewil­
ligung nicht oder nicht in Nordrhein-Westfalen wie­
deraufgenommen. 

3.3 
Leistungsvoraussetzungen 

3.3.1 
Kausalität 

Die Schäden und Einkommenseinbußen, die der einzel­
nen Leistungsempfängerin oder dem einzelnen Leis­
tungsempfänger entstanden sind, müssen in einem direk­
ten ursächlichen Zusammenhang mit dem Schadenser­
eignis stehen. 

3.3.2 
Berücksichtigungsfähige Schadenshöhe 

Die für eine Billigkeitsleistung geltend gemachten Kos­
ten nach Nummer 3.1 müssen je Betriebsstätte mehr als 
5 000 EUR betragen. 

3.3.3 
Kostenbegutachtung 

Die Kosten nach Nummer 3.1 müssen durch Gutachten 
von einer oder einem durch eine nationale Behörde aner­
kannten unabhängigen Sachverständigen oder einem 
Versicherungsunternehmen nachgewiesen werden. Als 
anerkannte unabhängige Sachverständige werden öf­
fentlich bestellte und vereidigte Sachverständige aner­
kannt insbesondere im Falle von Einkommenseinbußen 
und bei Schäden, deren Höhe sich in der Regel nur auf 
Grundlage der Buchführung nachweisen lässt, vereidigte 
Sachverständige, Steuerberaterinnen oder Steuerberater 
(inklusive Steuerbevollmächtigte), Wirtschaftsprüferin­
nen und Wirtschaftsprüfer sowie vereidigte Buchprü­
ferinnen und vereidigte Buchprüfer. Weiter werden Gut­
achten von uneingeschränkt bauvorlageberechtigten Ar­
chitektinnen und Architekten sowie von Ingenieurinnen 
und Ingenieuren, die Mitglied einer Ingenieurkammer 
sind, anerkannt. 

3.4 
Art und Umfang, Höhe der Leistung 

3.4.1 
Art und Umfang 

Die Förderung erfolgt als Billigkeitsleistung in Höhe von 
bis zu 80 Prozent der förderfähigen Kosten nach den 
Nummern 2.1 und 3.1. Zur Vermeidung von Härtefällen 
können im Rahmen einer vertieften Härtefallprüfung hö­
here Billigkeitsleistungen von bis zu 100 Prozent ge­
währt werden. Für Infrastrukturbetreiber der Energie-, 
Wasser- und Telekommunikationswirtschaft, der Eisen­
bahninfrastruktur sowie der Träger wirtschaftsnaher In­
frastruktur erfolgt die Förderung als Billigkeitsleistung 
in Höhe von bis zu 100 Prozent der förderfähigen Kos­
ten. 

3.4.2 
Bemessungsgrundlage 

a) Der Sachschaden wird auf der Grundlage der Repara­
turkosten oder des wirtschaftlichen Wertes des betrof­
fenen Vermögenswerts vor dem Schadensereignis 
berechnet. Er darf nicht höher sein als die Repara­
turkosten oder die durch das Schadensereignis verur­
sachte Minderung des Marktwerts, das heißt nicht 
höher als die Differenz zwischen dem Wert des Ver­
mögenswerts unmittelbar vor dem Schadensereignis 
und seinem Wert unmittelbar danach. 

b) Die Einkommenseinbuße wird auf der Grundlage der 
Finanzdaten des betroffenen Unternehmens (Gewinn 
vor Zinsen und Steuern (EBIT) , Abschreibungs- und 
Arbeitskosten ausschließlich in Bezug auf die von 
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dem Schadensereignis betroffene Betriebsstätte) be­
rechnet, indem die Finanzdaten für die sechs Monate 
unmittelbar nach dem Schadensereignis mit dem 
Durchschnitt von drei Jahren verglichen werden, die 
unter den fünf Jahren vor dem Schadensereignis un­
ter Ausschluss des Jahres mit dem besten und des 
Jahres mit dem schlechtesten Finanzergebnis ausge­
wählt werden. Die Einkommenseinbuße wird für den­
selben Sechsmonatszeitraum des Jahres berechnet. 

c) Für regulierte Unternehmen im Bereich der Energie­
wirtschaft gelten als wirtschaftlicher Wert des betrof­
fenen Vermögenswerts vor dem Schadensereignis die 
kalkulatorischen Restwerte der zerstörten Anlagen, 
wie sie sonst in den Erlösobergrenzen ansetzbar ge­
wesen wären. 

d) Für Infrastrukturbetreiber der Energiewirtschaft 
nach dem Energiewirtschaftsgesetz (regulierte Unter­
nehmen) werden auch zulässige Erlöse aus unterge­
gangenen Anlagen aus laufenden Erlösobergrenzen 
angerechnet. 

e) Die Kosten für die Erstellung des Gutachtens nach 
Nummer 3.3.3 sind zu 100 Prozent Gegenstand der 
Billigkeitsleistung. 

3.4.3 
Ermittlung auf Ebene der einzelnen Leistungs­
empfängerin oder des einzelnen Leistungsempfängers 
Die Kosten nach Nummer 3.1 werden auf der Ebene der 
einzelnen Leistungsempfängerin oder des einzelnen 
Leistungsempfängers berechnet. 

3.4.4 
Nicht leistungsrelevante Schäden 
Unbeschadet der allgemeinen Regelungen in Num­
mer 2.2 gelten folgende Schäden als nicht leistungsrele­
vant: 

a) an Gebäuden, die zum Zeitpunkt des Schadensereig­
nisses nicht nutzbar waren, ausgenommen Gebäude, 
die sich bei Schadenseintritt noch im Bau oder in der 
Wiederherstellung befanden, 

b) an Gebäuden, die bei Schadenseintritt zum Rückbau 
vorgesehen waren,oder 

c) die in der Regel durch zumutbare Eigenleistung besei-
tigt werden können. 

3.5 
Verfahren 

3.5.1 
Antragsverfahren 
Anträge auf der beihilferechtlichen Basis der Genehmi­
gung der EU Kommission vom 08. November 2024, 
C(2024) 7679 final, SA.114970 sind bis zum 30. Juni 2026 
auf Basis des Antragsmusters und der Muster für weitere 
erforderliche Unterlagen, die in öffentlich zugänglichen 
Netzen der Bewilligungsbehörde abrufbar sind, zu stellen. 
Die Bewilligungsfrist endet mit Ablauf des 31. Dezember 
2026. Die berufsständischen Körperschaften bieten der 
Antragstellerin oder dem Antragsteller eine Erstberatung 
an. Zudem bestätigen sie der Bewilligungsbehörde in ih­
rer berufsständischen Zuständigkeit für die Antragstelle­
rin oder den Antragsteller 
a) die Identität der oder des Antragstellenden, 
b) die Betroffenheit der oder des Antragstellenden durch 

das Schadensereignis, 
c) die Vollständigkeit des Antrags und der weiteren er­

forderlichen Unterlagen sowie 
d) die allgemeine Plausibilität des Antrags und der wei-

teren erforderlichen Unterlagen. 
Eine Bestätigung dieser Prüfungen ist den Antragsunter­
lagen beizufügen. 

3.5.2 
Bewilligungsbehörde und auszahlende Stelle 

Die NRW.BANK nimmt die Aufgaben der Bewilligungs­
behörde und der auszahlenden Stelle für die Billigkeits-

leistung nach Nummer 3 wahr. Für Bewilligungen nach 
Nummer 3 ist die als Anlage 3 beigefügte BNBest-Wie­
deraufbau Unternehmen dem Bewilligungsbescheid bei­
zufügen. 

3.5.3 
Änderung der Bewilligung 

Bis zum Abschluss des Vorhabens entscheidet die Bewil­
ligungsbehörde auf ergänzenden Antrag der Leistungs­
empfängerin oder des Leistungsempfängers oder im 
:Z:uge der Vorlage des Verwendungsnachweises über eine 
Anderung der Höhe der Billigkeitsleistung im Bewilli­
gungsbescheid nach eigenem Ermessen und im Ra_hmen 
der ihr zur Verfügung stehenden Haushaltsmittel. Ande­
rungsanträge sind unter Beifügung der notwendigen Un­
terlagen insbesondere möglich , wenn sich nach Erlass 
des Bewilligungsbescheids die im Gutachten festgelegte 
Schadenssumme unvorhergesehen und ohne Verschulden 
der Leistungsempfängerin oder des Leistungsempfän­
gers erhöht. Diese Erhöhung ist durch eine Sachverstän­
dige oder einen Sachverständigen nach Nummer 3.3.3 
gutachterlich zu bestätigen. 

3.5.4 
Auszahlung 

Die Billigkeitsleistung kann in Teilbeträgen ausgezahlt 
werden . Leistungen mit Bezug zu Reparaturkosten und 
Einkommenseinbußen können ausgezahlt werden, wenn 
sie nachgewiesen wurden. Leistungen mit Bezug auf 
sonstige Kosten werden auf Basis eines Gutachtens nach 
Nummer 3.3.3 ausgezahlt. 

3.5.5 
Verwendungsnachweis 

Der Verwendungsnachweis besteht aus einem Sachbe­
richt zur Wiederaufnahme des Betriebes und einer ab­
schließenden Belegliste zu den Reparaturkosten und 
Einkommenseinbußen. Er ist spätestens sechs Monate 
nach Abschluss des Vorhabens von der Leistungsempfän­
gerin oder dem Leistungsempfänger bei der Bewilli­
gungsbehörde vorzulegen. Die Originalbelege über die 
Einzelzahlungen sind von der Leistungsempfängerin 
oder dem Leistungsempfänger zehn Jahre aufzubewah­
ren. Es finden Stichprobenprüfungen der Beleglisten , der 
Originalbelege, der Einkommenseinbußen sowie der Wie­
deraufnahme des Geschäftsbetriebes durch die Bewilli­
gungsbehörde statt. 

4 
Aufbauhilfen für Privathaushalte und Unternehmen der 
Wohnungswirtschaft 

4.1 
Gegenstand der Förderung 

Förderfähig nach den Nummern 2.1, 4.4.2 und 4.4.4 sind 
im Sinne eines Wiederaufbaus Maßnahmen zur Beseiti­
gung unmittelbarer Schäden, bei denen durch direkte 
Einwirkung des Schadensereignisses bauliche Anlagen 
und Wege beschädigt oder zerstört wurden. Diese Schä­
den können Sachschäden an Vermögenswerten wie Ge­
bäuden, Garagen und vergleichbaren Stellplätzen sowie 
Hausrat und im Falle von Unternehmen oder privaten 
Vermieterinnen und Vermietern auch Einkommenseinbu­
ßen aufgrund einer vollständigen oder teilweisen Unter­
brechung der Geschäftstätigkeit während eines Zeit­
raums von höchstens sechs Monaten nach Schadensein­
tritt umfassen. 

4.2 
Leistungsempfängerin oder Leistungsempfänger 

4.2.1 

Leistungsempfängerin oder Leistungsempfänger sind 

a) bei Schäden an Wohngebäuden die selbstnutzenden 
Eigentümerinnen und Eigentümer, private Vermiete­
rinnen und Vermieter sowie Unternehmen der Woh­
nungswirtschaft, einschließlich solcher mit kommu­
naler Beteiligung, sofern sie Eigentümerin oder 
Eigentümer des geschädigten Objektes oder durch 
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Rechtsvorschriften oder Vertrag zur Beseitigung des 
Schadens verpflichtet sind, 

b) bei Schäden an Hausrat von Privathaushalten die 
selbstnutzenden Eigentümerinnen und Eigentümer 
sowie Mieterinnen und Mieter sowie 

c) bei Mietausfällen beziehungsweise der Verringerung 
von Mieteinnahmen private Vermieterinnen und Ver­
mieter sowie Unternehmen der Wohnungswirtschaft. 

Die Förderung ganz oder teilweise gewerblich genutzter 
Gebäude erfolgt gleichfalls aus Nummer 4, sofern diese 
nicht im Eigentum von Förderberechtigten nach Num­
mer 3 stehen. 

4.2 .2 

Eine Billigkeitsleistung ist in folgenden Fällen ausge­
schlossen: 

a) Eine Insolvenz vor Hochwassereintritt schließt die 
Förderung aus, es sei denn, dass ein Verfahren der Sa­
nierung in Eigenverwaltung oder ein Schutzschirm­
verfahren durchgeführt werden oder es einen bestä­
tigten Insolvenzplan gibt. Das gilt nicht für Schäden 
am eigenen Hausrat nach Nummer 4.4.4. und wenn 
die Leistungsempfängerin oder der Leistungsempfän­
ger weiter das Eigentum an ihrem oder seinem selbst 
genutzten geschädigten Wohngebäude hält. 

b) Der betroffene Geschäftsbetrieb wird nach der Bewil­
ligung nicht oder nicht in Nordrhein-Westfalen wie­
deraufgenommen. 

4.3 
Leistungsvoraussetzungen 

4.3.1 
Kausalität 
Die Schäden und Einkommenseinbußen, die der einzel­
nen Leistungsempfängerin oder dem einzelnen Leis­
tungsempfänger entstanden sind, müssen in einem direk­
ten ursächlichen Zusammenhang mit dem Schadenser­
eignis stehen. 

4.3.2 
Berücksichtigungsfähige Schadenshöhe 
Schäden werden in der Regel ab einem Betrag von 
5 000 Euro brutto berücksichtigt. Hiervon sind Schäden 
am eigenen Hausrat nach Nummer 4.4.4 ausgenommen. 
Bei der Prüfung der berücksichtigungsfähigen Schadens­
höhe werden Hausrat- und Gebäudeschäden zusammen 
betrachtet. Dies gilt auch bei separater Antragstellung. 

4.3.3 
Schadensbegutachtung 

4.3 .3.1 
Nachweis von Sachschäden 
Der entstandene Schaden und die für dessen Beseitigung 
notwendigen Kosten sind bei einer nicht bestehenden 
Schadensversicherung durch unabhängige Sachverstän­
dige, die dazu befähigt sind , einen Schaden festzustellen , 
zu bescheinigen (Schadensbegutachtung nebst Gutach­
tenerstellung). Das Schadensgutachten ist dem Antrag 
nach Nummer 4.5.1 beizufügen. Dies gilt nicht, wenn der 
Schaden die Grenze von 50 000 Euro brutto nicht über­
steigt. Unterhalb dieser Grenze sind die Schäden im 
Rahmen der Antragstellung nachzuweisen oder nach 
Nummer 7.7 glaubhaft zu machen. Abweichend davon ist 
ein Schadensgutachten von dritter Seite immer erforder­
lich, wenn im Rahmen der Schadensbeseitigung Unter­
nehmen beauftragt werden, an denen eine Beteiligung 
der Leistungsempfängerin oder des Leistungsempfän­
gers besteht. Bei Bestehen einer Versicherung sind die 
Versicherungsunterlagen nebst Schadensdokumentation 
und Schadensregulierung dem Antrag nach Num­
mer 4.5.1 beizufügen. 

4.3.3.2 
Nachweis von Einkommenseinbußen 

Mietausfälle beziehungsweise die Verringerung von Miet­
einnahmen, die bei Unternehmen im Sinne des Beihilfe-

rechts zu Einkommenseinbußen nach Artikel 50 AGVO 
führen, sind auf Basis eines Gutachtens nach Num­
mer 3.3.3 nachzuweisen. In Fallen der Nummer 4.4 .2 Zif­
fer 9 ist kein Gutachten erforderlich. 

4.4 
Art und Umfang, Höhe der Leistung 

4.4 .1 
Art und Umfang 

Die Förderung erfolgt als Billigkeitsleistung in Höhe von 
bis zu 80 Prozent der förderfähigen Kosten nach den 
Nummern 2.1 und 4.4.2. Im Falle von Einkommenseinbu­
ßen gilt Nummer 3.4.1 Satz 1 und 2. Für denkmalpflege­
rischen Mehraufwand und Schäden am eigenen Hausrat 
im Rahmen der nach Nummer 4.4.4 maßgebenden Pau­
schalen beträgt die Billigkeitsleistung bis zu 100 Pro­
zent. 

4.4.2 
Bemessungsgrundlage 

Förderfähig sind bis zur Höhe des tatsächlich entstande­
nen Schadens 

1. die Kosten zur Beseitigung von Schäden an Wohnge­
bäuden, sonstigen baulichen Anlagen, die für die 
Funktionsfähigkeit der Jlrivaten Wohngebäude ein­
schließlich Garagen und Stellplätzen erforderlich 
sind, an Gewässeruferbefestigungen , die von ihrer 
Funktion her keinen wasserwirtschaftlichen Zielen 
dienen, sowie Maßnahmen zur Neuerrichtung oder 
zum Erwerb von gleichartigen Wohngebäuden als Er­
satz für durch das Schadenereignis zerstörte oder das 
nachweislich nicht mehr nutzbare Wohngebäude -
einschließlich der baulichen Sicherung - auch an an­
derer Stelle (Ersatzvorhaben) sowie an untergeordne­
ten Gewerberäumen in Gebäuden mit überwiegendem 
Wohnzweck, 

2. die Kosten für anerkannte Maßnahmen des Denkmal­
schutzes, 

3. die Kosten für die Erstellung von Gutachten nach den 
Nummern 4.3.3 und 4.5.4 sowie für Planungsunterla­
gen zu 100 Prozent, 

4 . die Kosten für den eigenen Hausrat nach Num­
mer 4.4.4, 

5. die Kosten von Abriss- und Aufräumarbeiten, soweit 
sie mit dem Schaden in unmittelbarem Zusammen­
hang stehen, 

6. die Kosten für begleitende Maßnahmen wie Modera­
tion, Beratung, Austausch und Wissensvermittlung, 

7. in begründeten Fallen auch Kosten für Modernisie­
rungsmaßnahmen, soweit hierfür eine Rechtspflich t 
besteht oder sie unter den Voraussetzungen von § 3 
Absatz 2 AufbhV 2021 zwingend erforderlich sind, so­
wie 

8. Einkommenseinbußen von Unternehmen nach folgen­
der Berechnung: Die Einkommenseinbuße wird auf 
der Grundlage der Finanzdaten des betroffenen Un­
ternehmens (Gewinn vor Zinsen und Steuern (EBIT), 
Abschreibungs- und Arbeitskosten ausschließlich in 
Bezug auf die von dem Schadensereignis betroffene 
Betriebsstätte) berechnet, indem die Finanzdaten für 
die sechs Monate nach dem Schadensereignis mit dem 
Durchschnitt von drei Jahren verglichen werden, die 
unter den fünf Jahren vor dem Schadensereignis (un­
ter Ausschluss des Jahres mit dem besten und des 
Jahres mit dem schlechtesten Finanzergebnis) ausge­
wählt werden. Die Einkommenseinbuße wird für den­
selben Sechsmonatszeitraum des Jahres berechnet. 

9. Für Vermieterinnen und Vermieter, die nicht zur Auf­
stellung eines Jahresabschlusses verpflichtet sind und 
diesen auch nicht freiwillig erstellt haben , erfolgt die 
Berechnung bei Einbußen auf der Grundlage der bis 
zum Schadensereignis vereinbarten Nettokaltmiete 
plus Vorauszahlungen auf die übrigen Betriebskosten 
nach § 2 der Betriebskostenverordnung vom 25. No­
vember 2003 (BGBl. I S. 2346, 2347), in der jeweils 
geltenden Fassung, zuzüglich der von der Vermieterin 
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oder vom Vermieter im Rahmen des Mietvertrages ge­
gebenenfalls vorausgezahlten Stromkosten. Die Ein­
kommenseinbuße wird für den Zeitraum des Mietaus­
falls, längstens jedoch für sechs Monate nach dem 
Schadenseintritt berechnet. 

4.4 .3 
Ermittlung auf Ebene der einzelnen Leistungs- . 
empfängerin oder des einzelnen Leistungsempfängers 

Die Kosten nach Nummer 4.1 werden auf der Ebene der 
einzelnen Leistungsempfängerin oder des einzelnen 
Leistungsempfängers berechnet. 

4.4.4 
Pauschale für den eigenen Hausrat 

Zum Hausrat zählen die zur Haushalts- und Lebensfüh­
rung notwendigen Möbel, Geräte und sonstigen Bestand­
teile einer Wohnungseinrichtung, soweit sie nicht über 
den angemessenen Bedarf hinausgehen. Für Schäden am 
eigenen Hausrat wird in der Regel eine Billigkeitsleis­
tung in Form einer Pauschale wie folgt gewährt: 

a) bei Ein-Personen-Haushalten: 13 000 EUR sowie 

b) bei Mehr-Personen-Haushalten: 

1. für die erste Person: 13 000 EUR, 

2. für eine weitere Person: 8 500 EUR sowie 

3. für jede weitere dort gemeldete Person: 3 500 EUR. 

Bei Wohngemeinschaften gelten die vorgenannten Pau­
schalen entsprechend. 

4.4.5 
Nicht leistungsrelevante Schäden 

Unbeschadet der allgemeinen Regelungen in Num­
mer 2.2 gelten folgende Schäden als nicht leistungsrele­
vant: 

a) an Gebäuden, die zum Zeitpunkt des Schadensereig­
nisses nicht nutzbar waren, ausgenommen Gebäude, 
die sich bei Schadenseintritt noch im Bau oder in der 
Wiederherstellung befanden, 

b) an Gebäuden, die bei Schadenseintritt zum Rückbau 
vorgesehen waren, 

c) an und in Gärten von privat genutzten Wohngebäuden 
einschließlich baulicher Anlagen mit Ausnahme von 
Trinkwassereigenversorgungsanlagen sowie 

d) die in der Regel durch zumutbare Eigenleistung besei­
tigt werden können. 

4.5 
Verfahren 

4 .5 .1 
Antragsverfahren 

Anträge sind bis zum 30. Juni 2026 grundsätzlich im On­
line-Förderportal (https://www.wiederaufbau.nrw/on­
lineantrag#login) auf Basis des dort bereitgestellten On­
line-Antrages unter Beifügung der notwendigen Unter­
lagen an die zuständige Bewilligungsbehörde zu stellen. 
Billigkeitsleistungen sind bereits dann möglich , wenn 
die Leistungsempfängerin oder der Leistungsempfänger 
glaubhaft macht, dass sie oder er die notwendigen öf­
fentlich-rechtlichen Erlaubnisse, Genehmigungen und 
das Schadensgutachten nach Nummer 4.3.3 innerhalb 
einer im Bewilligungsbescheid festzulegenden Frist vor­
legen kann. Um ein zügiges Antragsverfahren zu ge­
währleisten , können weitere Anforderungen an die Un­
terlagen durch Erlasse des für das Wohnungswesen zu­
ständigen Ministeriums des Landes Nordrhein-Westfalen 
im Einvernehmen mit der Staatskanzlei und den Fach­
ressorts geregelt werden. 

4.5 .2 
Antragsverfahren bei mehreren Leistungsempfangenden 

Soll ein Vorhaben mit mehreren Leistungsempfangenden 
gefördert werden , so kann die Förderung nur von einer 
Leistungsempfängerin oder einem Leistungsempfänger 

beantragt werden. Sie ist von derjenigen oder demjeni­
gen zu beantragen, die oder der dazu beauftragt wird. 
Die Beauftragung ist im Antrag nach Nummer 4.5.1 
nachzuweisen. Die Förderung wird an die Leistungsemp­
fängerin oder den Leistungsempfänger ausgezahlt, die 
oder der intern den Ausgleich mit den übrigen Leis­
tungsempfangenden durchführt. 

4.5.3 
Bewilligungsbehörde und auszahlende S telle 

Die zuständige Bezirksregierung nimmt die Aufgabe der 
Bewilligungsbehörde für die Billigkeitsleistung nach 
Nummer 4 wahr. Bewilligungen müssen bis spätestens 
zum 31. Dezember 2030 erteilt werden. Die notwendige 
Zustimmung der zuständigen Aufsichtsbehörde für Bil­
ligkeitsleistungen an wohnungswirtschaftliche Unter­
nehmen, an denen kommunale Gebietskörperschaften 
mit mehr als 50 Prozen t beteiligt sind, gilt als ersetzt. 
Die NRW.BANK nimmt die Aufgabe der auszahlenden 
Stelle für die Billigkeitsleistung nach Nummer 4 wahr. 

4.5.4 
Änderung der Bewilligung 

Bis zum Abschluss des Vorhabens entscheidet die Bewil­
ligungsbehörde auf ergänzenden Antrag der Leistungs­
empfängerin oder des Leistungsempfängers oder im 
z.;uge der Vorlage des Verwendungsnachweises über eine 
Anderung der Höhe der Billigkeitsleistung im Bewilli­
gungsbescheid nach eigenem Ermessen und im Rahmen 
c!er ihr zur Verfügung stehenden Haushaltsmittel. Eine 
Anderung der Bewilligungssumme ist unter Beifügung 
der notwendigen Unterlagen insbesondere möglich, 
wenn sich nach Erlass des Bewilligungsbescheids die im 
Gutachten festgelegte Schadenssumme unvorhergesehen 
und ohne Verschulden der Leistungsempfängerin oder 
des Leistungsempfängers erhöht. Eine Erhöhung der Bil­
ligkeitsleistung um mehr als 20 Prozent ist durch eine 
Stellungnahme einer oder eines Sachverständigen nach 
Nummer 3.3.3 zu den veränderten Kosten von Maßnah­
men und zu Abweichungen vom Schadensbild des Erst­
gutachtens gutachterlich zu bestätigen. Ein erneutes 
Tätigwerden der Sachverständigen oder des Sachver­
ständigen ist förderfähig. 

4.5.5 
Auszahlung 

Die Billigkeitsleistung wird in drei Teilen ausgezahlt. 
Die Billigkeitsleistung wird in Höhe von 40 Prozent am 
Tag des Versands des Bewilligungsbescheides an die 
Leistungsempfängerin oder den Leistungsempfänger zur 
Auszahlung in das Bankenverfahren gegeben. Weitere 
40 Prozent können nach der Auflistung von Rechnungen 
zu durchgeführten Maßnahmen im Förderportal in Höhe 
des ersten Mittelabrufs zur Auszahlung gelangen. Im 
Übrigen erfolgt die Auszahlung der noch nicht abgerufe­
nen Billigkeitsleistung nach Vorlage und Prüfung des 
Online-Verwendungsnachweises durch die zuständige 
Bewilligungsbehörde. Die Hausratspauschale nach 
Nummer 4.4.4 wird am Tag des Versands des Bewilli­
gungsbescheides an die Leistungsempfängerin oder den 
Leistungsempfänger zur vollständigen Auszahlung in 
das Bankenverfahren gegeben. 

4.5.6 
Verweridungsnachweis 

Der Verwendungsnachweis besteht aus einem Sachbe­
richt und einer abschließenden Belegliste. Er ist spätes­
tens sechs Monate nach Abschluss des Vorhabens von der 
Leistungsempfängerin oder dem Leistungsempfänger bei 
der Bewilligungsbehörde vorzulegen. Die Originalbelege 
über die Einzelzahlungen sind bei Unternehmen und ih­
nen gleichgestellten privaten Vermieterinnen und Vermie­
tern zehn Jahre und bei den übrigen Leistungsempfänge­
rinnen und Leistungsempfänger fünf Jahre aufzubewah­
ren. Bei denkmalpflegerischem Mehraufwand bestätigt 
die Untere Denkmalbehörde der Leistungsempfängerin 
oder dem Leistungsempfänger nach Abschluss der Maß­
nahme, dass der denkmalpflegerisch bedingte Mehrauf­
wand angefallen ist. Diese Bestätigung ist von der Leis­
tungsempfängerin oder von dem Leistungsempfänger 



Ministerialblatt für das Land Nordrhein-Westfalen - Nr. 27 vom 17. Juni 2025 835 

zusammen mit dem Verwendungsnachweis vorzulegen. 
Es finden Stichprobenprüfungen insbesondere der Beleg­
listen, der Originalbelege, im Falle einer Leistungsemp­
fängerin oder eines Leistungsempfängers nach Num­
mer 4.2.1 Satz 1 Buchstabe c) auch der Einkommensein­
bußen durch die Bewilligungsbehörde statt. Für die 
Verwendung der Hausratspauschale ist kein Nachweis 
erforderlich. · 

5 

Aufbauhilfen für die Land- und Forstwirtschaft sowie 
ähnliche Betriebe, für Fischerei und Aquakultur 

5.1 

Gegenstand der Förderung 

Förderfähig nach Nummer 5 sind Kosten nach den Num­
mern 2.1 und 5.4.2 zur Beseitigung von Schäden an 
land- , forst- und ähnlich genutzten oder fischereiwirt­
schaftlich genutzten Flächen einschließlich der Kosten 
für die Beseitigung der Schäden und zugehörige Vorar­
beiten. 

5.2 

Leistungsempfängerin oder Leistungsempfänger 

5.2.1 

Leistungsempfängerin oder Leistungsempfänger sind 

a) Unternehmen der Land- und Forstwirtschaft, 

b) Unternehmen der Fischerei und Aquakultur sowie 

c) natürliche und juristische Personen, Personengesell­
schaften, Körperschaften, Anstalten und Stiftungen 
des öffentlichen Rechts , 

sofern sie Eigentümerin oder Eigentümer, Besitzerin 
oder Besitzer oder sonstige dingliche Nutzungsberech­
tigte oder Pächterin oder Pächter land- oder forstwirt­
schaftlicher Flächen einschließlich Teichflächen sind. 
Der Land- und Forstwirtschaft sind Garten-, Obst- , 
Wein- , und Hopfenbaubetriebe, Imkerei und Wander­
schäferei sowie anerkannte forstwirtschaftliche Zusam­
menschlüsse nach § 13 Absatz 4 des Landesforstgesetzes 
für das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 24. April 1980 (GV. NW. 
1980 S. 546), das zuletzt durch Artikel 3 Absatz 14 des 
Gesetzes vom 11. März 2025 (GV. NRW. S. 288) geändert 
worden ist und Teilnehmergemeinschaften, die nach 
§ 151 des Flurbereinigungsgesetzes in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 16. März 1976 (BGBl. I S. 546) , 
das zuletzt durch Artikel 17 des Gesetzes vom 19. De­
zember 2008 (BGBl. I S. 2794) geändert worden ist, fort­
bestehen, gleichgestellt (ähnliche Betriebe). 

5.2.2 

Eine Billigkeitsleistung ist in folgenden Fällen ausge­
schlossen: 

a) bei einer Insolvenz vor Hochwassereintritt, es sei 
denn, dass ein Verfahren der Sanierung in Eigenver­
waltung oder ein Schutzschirmverfahren durchge­
führt werden oder es einen bestätigten Insolvenzplan 
gibt, 

b) bei Unternehmen der Land- und Forstwirtschaft so­
wie ähnlichen Betrieben, der Fischerei und der Aqua­
kultur, 

l. bei denen die direkte Kapitalbeteiligung durch 
Körperschaften des öffentlichen Rechts an dem 
Unternehmen mehr als 25 Prozent beträgt, 

2. wenn es sich um ein Unternehmen in Schwierig­
keiten im Sinne der Definition nach Randnummer 
35 Ziffer 15 des Agrarrahmens handelt, es sei denn 
die Schwierigkeiten sind nachweislich auf das 
Schadensereignis zurückzuführen, und 

3. die einer Rückforderungsanordnung aufgrund ei­
nes früheren Beschlusses der Europäischen Kom­
mission zur Feststellung der :Rechtswidrigkeit und 
Unvereinbarkeit der Beihilfe mit dem Binnen­
markt nicht Folge geleistet haben sowie 

c) wenn der betroffene Geschäftsbetrieb nach der Bewil­
ligung nicht oder nicht in Nordrhein-Westfalen wie­
deraufgenommen wird. 

5.3 
Leistungsvoraussetzungen 

5.3.1 
Kausalität 

Die Schäden und Einkommenseinbußen, die der einzel­
nen Leistungsempfängerin oder dem einzelnen Leis­
tungsempfänger entstanden sind, müssen in einem direk­
ten ursächlichen Zusammenhang mit dem Schadens­
ereignis stehen. 

5.3.2 
Berücksichtigungsfähige Schadenshöhe 

Schäden werden in der Regel ab einem Betrag von 5 000 
Euro berücksichtigt. 

5.3.3 
Ermittlung der Schadenshöhen 

a) in der Land- und Forstwirtschaft und ähnlichen Be­
trieben 

Es gilt die unter der Nummer SA.40354 genehmigte und 
durch Beschluss der EU-Kommission vom 16.12.2020 
unter SA.59238 (2020N) bis zum 31. Dezember 2022 ver­
längerte Beihilferegelung „Nationale Rahmenrichtlinie 
zur Gewährung staatlicher Zuwendungen zur Bewälti­
gung von Schäden in der Land- und Forstwirtschaft 
verursacht durch Naturkatastrophen oder widrige Wit­
terungsverhältnisse" vom 26. August 2015 (BAnz AT 
31.08.2015 B4) , insbesondere die Ziffer 3. 

b) in dem Fischerei- und Aquakultursektor 

5.4 

Die Schadensberechnung erfolgt gemäß Ziffer 3.1 der 
unter der Nummer SA.49069 (2017/ N) genehmigten 
Beihilferegelung „Rahmenrichtlinie für den Fische­
rei-/ Aquakultursektor" vom l. März 2018. 

Art und Umfang, Höhe der Leistung 

5.4.1 

Art und Umfang 

Die Förderung erfolgt als Billigkeitsleistung in Höhe von 
bis zu 80 Prozent der förderfähigen Kosten nach den 
Nummern 2.1 und 5.4.2 . Zur Vermeidung von Härtefällen 
können im Rahmen einer vertieften Härtefallprüfung hö­
here Billigkeitsleistungen von bis zu 100 Prozent ge­
währt werden. Bei denkmalpflegerischem Mehraufwand 
beträgt die Billigkeitsleistung bis zu 100 Prozent. 

5.4.2 
Bemessungsgrundlage 

Die förderfähigen Kosten ergeben sich aus der Summe 
der Schäden an Wirtschaftsgütern und Wiederherstel­
lungskosten sowie aus den Einkommenseinbußen. 

a) Für die Land- und Forstwirtschaft sowie ähnliche Be­
triebe, für Fischerei und Aquakultur gilt: 

l. Die Ermittlung des Schadens bei Wirtschaftsgü­
tern des Anlagevermögens (zum Beispiel Wirt­
schaftsgebäude, Maschinen, technische Einrich­
tungen und Anlagen) erfolgt auf der Grundlage der 
Reparaturkosten oder des wirtschaftlichen Wertes 
des betroffenen Vermögensgegenstandes unter Ein­
haltung von baulichen und technischen Normen, 
wobei die Differenz zwischen dem Wert des Vermö­
gensgegenstandes vor und nach dem Schadenser­
eignis (= Minderung des Marktwertes) nicht über­
schritten werden darf. Als Ersatzbeschaffung von 
Immobilien des land- und forstwirtschaftlichen 
Anlagevermögens wird auch der Grunderwerb ein­
schließlich der anfallenden Grunderwerbsteuer in 
der von der zuständigen Behörde vor Schadensein­
tritt festgesetzten Höhe verstanden. 



836 Ministerialblatt für das Land Nordrhein-Westfalen - Nr. 27 vom 17. Juni 2025 

2. Bei der Berechnung der Aufwuchsschäden auf 
landwirtschaftlichen Nutzflächen einschließlich 
Weinbergsflächen werden grundsätzlich regionale 
Referenzwerte (Ertragswerte je Hektar nach Kul­
turarten, Tierbestandswerte) auf der Basis von 
durchschnittlichen Großhandelspreisen in der Re­
gion zugrunde gelegt und sind mit den individuel­
len Schadensparametern (Flächenumfang in Hek­
tar, Tierbestand) zu bewerten. Die nach Landes­
recht zuständige Stelle ermittelt die regionalen 
Preisdaten zusammen mit anderen zur Schadens­
berechnung erforderlichen regionalen Referenzda­
ten, auch die Referenzwerte für nicht entstandene 
Kosten. Ist eine Bewertung auf der Basis von Refe­
renzwerten nicht möglich , können einzelbetriebli­
che Werte, die anhand konkreter Belege nachzu­
weisen sind, herangezogen werden (zum Beispiel 
bei Schäden an naturschutzfachlichen Ausgleichs­
flächen wie Streuobstbeständen). 

3. Kosten, die bei der Sanierung oder Wiederherstel­
lung eines durch das Schadensereignis geschädig­
ten Denkmals im land- und forstwirtschaftlichen 
Betriebsvermögen entstehen, werden mit den Kos­
ten der Wiederherstellung oder Ersatzbeschaffung 
entschädigt. 

b) Berechnung der Schäden in der Forstwirtschaft 

Die Höhe der Billigkeitsleistung nach Nummer 5.4.1 
zur Beseitigung von Schäden in Forstkulturen und 
Beständen richtet sich nach den Vorgaben des Rund­
erlasses „Richtlinien über die Gewährung von Zu­
wendungen zur Förderung von Maßnahmen zur Be­
wältigung der Folgen extremer Wetterereignisse im 
Privat- und Körperschaftswald in Nordrhein-West­
falen " vom 23 . Mai 2019 (MB!. NRW. S . 225), in der je­
weils geltenden Fassung, im Folgenden FöRI Extrem­
wetterfolgen genannt. Nummer 5.4 Satz 6 der FöRI 
Extremwetterfolgen findet keine Anwendung. Förder­
fähig sind die Räumung und Wiederaufforstung der 
Kalamitätsflächen. Bei der Wiederaufforstung sind die 
Nummern 4.4 und 6.5 der FöRI Extremwetterfolgen 
zu beachten. 

c) Berechnung der Schäden für den Fischerei- und 
Aquakultursektor 

Der Einkommensverlust muss berechnet werden 
durch Abzug des Ergebnisses der Multiplikation der 
Menge der Aquakulturerzeugnisse, die im Jahr des 
Schadensereignisses produziert wurde, welches von 
der vollständigen oder teilweisen Zerstörung der Pro­
duktionsmittel betroffen war, mit dem in jenem Jahr 
erzielten durchschnittlichen Verkaufspreis vom Ergeb­
nis der Multiplikation der jährlichen Durchschnitts­
menge an Aquakulturerzeugnissen , die in dem des 
Schadensereignis vorangegangenen Dreijahreszeit­
raum - oder im Dreijahresdurchschnitt des Scha­
densereignis vorangegangenen Fünfjahreszeitraums 
unter Ausschluss des höchsten und des niedrigsten 
Werts - produziert wurden, mit dem erzielten durch­
schnittlichen Verkaufspreis. 

d) Zu den förderungsfähigen Schäden zählen weiterhin 
insbesondere: 

1. der Verlust, die Zerstörung, die Beschädigung und 
die Kontamination von land- und forstwirtschaft­
lichen einschließlich der ähnlichen Betriebe ge­
nutzten Wirtschaftsgütern wie Betriebsgebäuden, 
Betriebsvorrichtungen, Maschinen, technischen 
Einrichtungen, Anlagen und Geräten, darunter 
auch im Innen- und Außenbetrieb genutzte Spezi­
algeräte und -maschinen sowie Pflanzenbefesti­
gungsanlagen, Flächen, Tierbeständen, Betriebs­
mitteln , Vorräten und Lagerbeständen an erzeug­
ten Produkten, 

2. die Beräumung von Produktions- und Gebäudeflä­
chen sowie die Instandsetzung von Versorgungswe­
gen, 

3. Aufwuchsschäden auf land- und forstwirtschaftli­
chen Nutzflächen einschließlich der Flächen für 
die ähnlichen Betriebe sowie Schäden durch nicht 
mögliche Aussaat oder Anpflanzung, 

4. Schäden an land- und forstwirtschaftlichen Flächen, 
die im Interesse des Naturschutzes bewirtschaftet 
werden (zum Beispiel gesetzlich geschütztes Grün­
land, Vertragsnaturschutzflächen, Ausgleichsflächen, 
Streuobstbestände), Ernteausfallschäden bei Son­
derkulturen im Ertrag, insbesondere nach der An­
pflanzung und bei der Kontamination von Trauben 
am Stock, 

5. Schäden an Fischbeständen (Speise- und Besatz­
fische) in der Aquakultur, Lagerbeständen von Fi­
schereierzeugnissen, Vorräten (zum Beispiel Futter­
mittel), Fanggeräten und Booten, 

6. Schäden an Forstkulturen sowie am aufstockenden 
Bestand, 

7. Wiederherstellung der Verkehrsverhältnisse von 
ländlichen Wegen einschließlich von Verbindungs­
wegen zu den Hofstellen oder zum öffentlichen 
Straßenwegenetz, sofern sie nicht Bestandteil eines 
Wiederaufbauplans einer Gebietskörperschaft 
nach Nummer 6 sind. Hierzu gehören nicht öffent­
lich gewidmete und nicht überwiegend öffentliche, 
außerörtliche Straßen und Wege wie zum Beispiel 
zu den land- und forstwirtschaftlichen Flächen 
einschließlich Weinbergsflächen führende Wege, 
Verbindungswege, Feld- und Waldwege, Rück­
ewege und sonstige land- und forstwirtschaftliche 
Wegeinfrastruktur einschließlich zugehöriger Brü­
ckenbauten und Nebenanlagen. Bestandteil der 
Maßnahmen können erosionsvermindernde Maß­
nahmen und die Wiederherstellung von Begleit­
maßnahmen des Natur-, Wasser- und Landschafts­
schutzes sein ebenso wie Trockenmauern und Be­
wässerungsanlagen sowie Entwässerungsanlagen 
und Drainagen, oder 

8. Evakuierungskosten sowie Kosten für Maßnahmen 
zur unmittelbaren Abwehr von durch das Scha­
densereignis bedingten Gefahren. 

Entschädigt werden auch Wiederherstellungsaufwen­
dungen sowie Nebenkosten der Schadensermittlung, wie 
zum Beispiel Gutachterkosten sowie Kosten im Zusam­
menhang mit betrieblich notwendigen Genehmigungs­
verfahren. 

Andere als die unter a) bis d) bezeichneten Schäden wer­
den auf Grundlage von Rechnungen, Gutachten, Kosten­
voranschlägen oder sonstigen geeigneten Unterlagen be­
rücksichtigt. Zur Prüfung der von der Antragstellerin 
oder von dem Antragsteller vorgelegten Schadensberech­
nung für die amtliche Feststellung des Schadens sind 
entsprechende Unterlagen zu betrieblichen Kennwerten 
(zum Beispiel Buchführungsunterlagen, Nutzungsnach­
weise für geschädigte Flächen, Nachweise über Tierbe­
stände, Naturalerträge) bei der nach Landesrecht zu­
ständigen Stelle einzureichen. Das Land Nordrhein­
Westfalen ist darüber hinaus berechtigt, einen Abgleich 
mit den vorliegenden Daten aus anderen Förderberei­
chen vorzunehmen. Der Verlust entsprechender Unterla­
gen durch das Schadensereignis ist nach Nummer 7.7 
glaubhaft zu machen. 

5.4.3 

Ermittlung auf Ebene der einzelnen Leistungs­
empfängerin oder des einzelnen Leistungsempfängers 

Die Kosten nach Nummer 5.1 werden auf der Ebene der 
einzelnen Leistungsempfängerin oder des einzelnen 
Leistungsempfängers berechnet. 

5.4.4 

N icht leistungsrelevante Schäden 

Unbeschadet der allgemeinen Regelungen in Num­
mer 2.2 gelten folgende Schäden als nicht leistungsrele­
vant: 

a) an Gebäuden, die zum Zeitpunkt des Schadensereig­
nisses nicht nutzbar waren, ausgenommen Gebäude, 
die sich bei Schadenseintritt noch im Bau oder in der 
Wiederherstellung befanden, 

b) an Gebäuden, die bei Schadenseintritt zum Rückbau 
vorgesehen waren, 
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c) an und in Gärten von privat genutzten Wohngebäuden 
einschließlich baulicher Anlagen sowie 

d) die in der Regel durch zumutbare Eigenleistung besei­
tigt werden können. 

5.5 
Verfahren 

5.5.1 
Antragsverfahren 

Anträge sind bis zum 30. Juni 2026 zu stellen. Die Bewil­
ligungsfrist endet mit Ablauf des 31. Dezember 2026. 

5.5.2 
Antragsverfahren bei mehreren Leistungsempfangenden 

Soll ein Vorhaben mit mehreren Leistungsempfangenden 
gefördert werden, so kann die Förderung nur von einer 
Leistungsempfängerin oder einem Leistungsempfänger 
beantragt werden. Sie ist von derjenigen oder demjeni­
gen zu beantragen, die oder der dazu beauftragt wird . 
Die Beauftragung ist im Antrag nach Nummer 5.5.1 
nachzuweisen. Die Förderung wird an die Leistungsemp­
fängerin oder den Leistungsempfänger ausgezahlt, der 
intern den Ausgleich mit den übrigen Leistungsempfan­
genden durchführt. 

5.5.3 
Bewilligungsbehörde und auszahlende Stelle 

Bewilligungsbehörde ist 

a) für Aufbauhilfen in der Landwirtschaft und für ähnli­
che Betriebe sowie für Fischerei und Aquakultur der 
Direktor der Landwirtschaftskammer Nordrhein­
Westfalen als Landesbeauftragter und 

b) für die Aufbauhilfen in der Forstwirtschaft der Lan-
desbetrieb Wald und Holz Nordrhein-Westfalen. 

Die Billigkeitsleistung muss spätestens bis zum 31. De­
zember 2026 ausgezahlt werden. Bei forstwirtschaftli­
chen Schäden, die außerhalb des Anwendungsbereichs 
der Nationalen Rahmenrichtlinie reguliert werden , darf 
der Schadensausgleich erst nach Abschluss des erforder­
lichen und noch durchzuführenden beihilferechtlichen 
Notifizierungsverfahrens erfolgen, sofern die De-minimis 
Regelung nicht in Anspruch genommen wird. In begrün­
deten Einzelfällen können weitere Verlängerungen in 
Abstimmung mit dem für Landwirtschaft zuständigen 
Bundesministerium zugelassen werden. 

5.5.4 
Änderung der Bewilligung 

Bis zum Abschluss des Vorhabens entscheidet die Bewil­
ligungsbehörde auf ergänzenden Antrag der Leistungs­
empfängerin oder des Leistungsempfängers oder im 
z.uge der Vorlage des Verwendungsnachweises über eine 
Anderung der Höhe der Billigkeitsleistung im Bewilli­
gungsbescheid nach eigenem Ermessen und im Ra_hmen 
der ihr zur Verfügung stehenden Haushaltsmittel. Ande­
rungsanträge sind· unter Beifügung der notwendigen Un­
terlagen insbesondere möglich, wenn sich nach Erlass 
des Bewilligungsbescheids die im Gutachten festgelegte 
Schadenssumme unvorhergesehen und ohne Verschulden 
der Leistungsempfängerin oder des Leistungsempfän­
gers erhöht. 

5.5.5 
Auszahlung 

Die Auszahlung erfolgt nicht vor der jeweiligen beihilfe­
rechtlichen Genehmigung durch die EU-Kommission. 

5.5.6 
Verwendungsnachweis 

Der Verwendungsnachweis besteht aus einem Sachbe­
richt und einer abschließenden Belegliste. Er ist spätes­
tens sechs Monate nach Abschluss des Vorhabens von der 
Leistungsempfängerin oder dem Leistungsempfänger bei 
der Bewilligungsbehörde vorzulegen. Die Originalbelege 
über die Einzelzahlungen sind von der Leistungsemp-

fängerin oder dem Leistungsempfänger zehn Jahre auf­
zubewahren. Bei denkmalpflegerischem Mehraufwand 
bestätigt die untere Denkmalbehörde der Leistungsemp­
fängerin oder dem Leistungsempfänger nach Abschluss 
der Maßnahme, dass der denkmalpflegerisch bedingte 
Mehraufwand angefallen ist. Diese Bestätigung ist von 
der Leistungsempfängerin oder von dem Leistungsemp­
fänger zusammen mit dem Verwendungsnachweis vorzu­
legen. Es finden Stichprobenprüfungen insbesondere der 
Beleglisten, der Originalbelege sowie der Einkommens­
verluste durch die Bewilligungsbehörden statt. 

5.6 

Veröffentlichung auf der Beihilfe-Transparenz-Website 

Jede Beihilfe, die den Betrag von 60 000 Euro übersteigt, 
wird auf der Beihilfe-Transparenz-Website (TAM) der 
EU-Kommission veröffentlicht. 

6 

Aufbauhilfen für die Infrastruktur in Kommunen 

6.1 
Gegenstand der Förderung 

6.1.l 

Förderfähig nach Nummer 6 sind grundsätzlich Maßnah­
men nach den Nummern 2.1 und 6.4.2 zur Beseitigung 
von unmittelbaren Schäden sowie Maßnahmen zur Wie­
derherstellung der geschädigten Infrastruktureinrich­
tungen einschließlich der Gebäude und Einrichtungen 
von Religionsgemeinschaften , soweit sie anerkannte Kör­
perschaften des öffentlichen Rechts sind, sowie unab­
hängig von der Trägerschaft von Infrastrukturen des 
Personenverkehrs und des Schienengüterverkehrs ein­
schließlich der Bereitstellung von insbesondere Ersatz­
mobilität im öffentlichen Personennahverkehr bis zur 
Wiederherstellung der Infrastrukturen. 

6.1.2 

Die Maßnahmen sind insbesondere in folgenden Berei­
chen möglich: 

a) städtebauliche Infrastruktur, einschließlich der Wie­
derherstellung von historischen Innenstädten, Kultur­
einrichtungen, Denkmälern, das Stadtbild prägenden 
Gebäuden oder sonstige Anlagen von überregionaler 
Bedeutung. Zur städtebaulichen Infrastruktur gehö­
ren auch die administrative Infrastruktur und Er­
schließungsanlagen, wie Straßen, Wege, Plätze und 
Brücken, sowie Parkflächen und Grünanlagen. 

b) soziale Infrastruktur, wie Anlagen zur Kinderbetreu­
ung, Schulen, Krankenhäuser, Pflegeeinrichtungen 
einschließlich Einrichtungen für Angebote zur Unter­
stützung im Alltag, Einrichtungen der Behinderten­
hilfe sowie der Daseinsvorsorge dienende Infrastruk­
tur wie Sportstätten, Gemeinschaftseinrichtungen, 
auch in Kleingartenanlagen und auf Friedhöfen, 

c) verkehrliche Infrastruktur einschließlich der unbe­
weglichen ÖPNV-Infrastruktureinrichtungen und des 
Rad- und Fußverkehrs, soweit sie nicht der Förderung 
im Rahmen der Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung 
der regionalen Wirtschaftsstruktur" unterliegt. Zur 
verkehrlichen Infrastruktur gehören auch außerörtli­
che überwiegend öffentliche Straßen und Wege sowie 
Brücken , 

d) wasser- und abfallwirtschaftliche Einrichtungen so­
wie Anlagen zum Umgang mit wassergefährdenden 
Stoffen, soweit sie nicht der Förderung im Rahmen 
der Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der regio­
nalen Wirtschaftsstruktur" und „Verbesserung der 
Agrarstruktur und des Küstenschutzes" unterliegen; 
hierzu gehören Trinkwasserversorgungsanlagen, 
Abwasseranlagen (Kläranlagen, Kanalisation), Ab­
fallentsorgungsanlagen (einschließlich Deponien), Ne­
benanlagen wie Anlagen zur energetischen Nutzung 
von Klär- und Deponiegas , abschwemmgefährdete 
Altlasten sowie Anlagen zum Schutz vor Hochwasser, 
Starkregen, einschließlich deren Zufahrten, und was­
serbauliche Anlagen sowie die Gewässerinfrastruktur 
einschließlich innerörtlicher Wasserläufe, 
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e) Kultureinrichtungen in öffentlicher oder gemeinnüt­
ziger Trägerschaft insbesondere in den Bereichen Mu­
seen, Theater, Bibliotheken und Archive, Orchester, 
historische Parks und Gärten, Schlösser, Musikschu­
len, universitäre Sammlungen und weitere Kulturein­
richtungen, zum Beispiel Kulturhäuser, Soziokultu­
relle Zentren , Dritte Orte und Amateurmusikvereini­
gungen, 

f) Archive privater Vereine, von Stiftungen und gemein­
nützigen Einrichtungen nebst der für die Heimatfor­
schung wichtigen privaten Unterlagen, oder 

g) bei Unternehmen im Sinne des Beihilferechts auch 
Einkommenseinbußen. 

6.2 

Leistungsempfängerin oder Leistungsempfänger 

6.2.1 

Leistungsempfängerin oder Leistungsempfänger sind 

a) kommunale Gebietskörperschaften, 

b) kommunale Zusammenschlüsse nach den Vorschriften 
des Gesetzes über kommunale Gemeinschaftsarbeit in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 1. Oktober 
1979 (GV. NW. S. 621), das zuletzt durch Artikel 5 des 
Gesetzes vom 5. März 2024 (GV. NRW. S. 136) geän­
dert wurde, 

c) die sondergesetzlichen Wasserverbände in Nordrhein­
Westfalen, 

d) Unternehmen mit überwiegend kommunaler Beteili­
gung, juristische Personen des öffentlichen und priva­
ten Rechts, Anstalten und Stiftungen des öffentlichen 
Rechts sowie Personengesellschaften, soweit sie Auf­
gaben der Daseinsvorsorge erfüllen, 

e) Aufgabenträger des ÖPNV im Sinne des Gesetzes 
über den öffentlichen Personennahverkehr in Nord­
rhein-Westfalen vom°?. März 1995 (GV. NRW. S. 196) 
in der jeweils geltenden Fassung, öffentliche und pri­
vate Verkehrsunternehmen, soweit sie als Genehmi­
gungsinhaber oder Betriebsführer nach dem Perso­
nenbeförderungsgesetz in der Fassung der Bekannt­
machung vom 8. August 1990 (BGBl. I S. 1690), das 
zuletzt durch Artikel 7 Absatz 4 des Gesetzes vom 
11. April 2024 (BGBl. 2024 I Nr. 119) geändert worden 
ist, oder der Verordnung (EG) Nr. 1073/2009 des Euro­
päischen Parlaments und des Rates vom 21. Oktober 
2009 über gemeinsame Regeln für den Zugang zum 
grenzüber.schreitenden Personenkraftverkehrsmarkt 
und zur Anderung der Verordnung (EG) Nr. 561/2006 
(ABI. L 300, S. 88) auf dem Gebiet des Landes und 
beziehungsweise oder aufgrund eines öffentlichen 
I)ienstleistungsauftrages Beförderungsleistungen im 
OPNV beziehungsweise im Schienenpersonennahver­
kehr (SPNV) erbringen oder als Subunternehmer für 
ein solches Unternehmen tätig sind, nichtbundesei­
gene Eisenbahninfrastrukturunternehmen, 

f) zugelassene Krankenhäuser nach § 108 des Fünften 
Buchs Sozialgesetzbuch - Gesetzliche Krankenversi­
cherung - (Artikel 1 des Gesetzes vom 20. Dezember 
1988, BGBl. I S. 2477, 2482), das zuletzt durch Arti­
kel 1 des Gesetzes vom 25. Februar 2025 (BGBl. 2025 I 
Nr. 64) geändert worden ist, Rehabilitationseinrich­
tungen und -dienste , Angebote der Behindertenhilfe, 
Pflegeeinrichtungen nach § 71 des Elften Buchs So­
zialgesetzbuch - Soziale Pflegeversicherung - (Arti­
kel 1 des Gesetzes vom 26. Mai 1994, BGBl. I S. 1014, 
1015), das zuletzt durch Artikel 4 des Gesetzes vom 
30. Mai 2024 (BGBl. 2024 I Nr. 173) geändert worden 
ist, sowie Angebote zur Unterstützung im Alltag nach 
§ 45a des Elften Buchs Sozialgesetzbuch, 

g) nicht-kommunale Träger von Bildungs-, Kultur-, 
Sport- und sonstigen Infrastruktureinrichtungen wie 
zum Beispiel freie Träger, Träger klösterlicher Ein­
richtungen, Kirchen , jüdische Kultusgemeinden, sons­
tige Religionsgemeinschaften oder Träger von Infra­
strukturen nach Nummer 6.1.2 wie zum Beispiel Ver­
eine oder Stiftungen sowie natürliche Personen sowie 

h) für Infrastrukturen nach Nummer 6.1.2 Buchstabe d) 
in Verbindung mit Nummer 6.4.2 Satz 3 Buchstaben f) 
bis k) auch natürliche Personen. 

6.2.2 

Eine Billigkeitsleistung ist in folgenden Fällen ausge­
schlossen: 

a) Eine Insolvenz vor Hochwassereintritt schließt die 
Förderung aus, es sei denn, dass ein Verfahren der 
Sanierung in Eigenverwaltung oder ein Schutz­
schirmverfahren durchgeführt werden oder es ~inen 
bestätigten Insolvenzplan gibt. 

b) Der betroffene Geschäftsbetrieb wird nach der Bewil­
ligung nicht oder nicht in Nordrhein-Westfalen wie­
deraufgenommen. 

6.3 
Fördervoraussetzungen 

6.3.1 
Kausalität 

Die Schäden und Einkommenseinbußen, die der einzel­
nen Leistungsempfängerin oder dem einzelnen Leis­
tungsempfänger entstanden sind, müssen in einem direk­
ten ursächlichen Zusammenhang mit dem Schadenser­
eignis stehen. 

6.3.2 
Berücksichtigungsfähige Schadenshöhe 
Schäden werden in der Regel ab einem Betrag von 
5 000 Euro berücksichtigt, bei nicht-kommunalen Trä­
gern nach Nummer 6.2.1 Buchstabe g) in der Regel schon 
bei Schäden ab einem Betrag von 2 000 Euro. 

6.3.3 
Schadensbegutachtung 

a) Nachweis von Sachschäden 

Für eine Leistungsempfängerin oder einen Leistungs­
empfänger nach Nummer 6.2.l Buchstabe c) bis h) 
gilt: Der entstandene Schaden und die für dessen Be­
seitigung notwendigen Kosten sind bei einer nicht be­
stehenden Schadensversicherung durch eine Sachver­
ständige oder einen Sachverständigen, die oder der 
dazu befähigt ist, zu bescheinigen (Schadensbegut­
achtung nebst Gutachtenerstellung). Das Schadens­
gutachten ist dem Antrag nach Nummer 6.5.1 beizu­
fügen. Ein Gutachten ist nicht erforderlich, wenn der 
einzelne Schaden auf Projektdatenblatt-Ebene die 
Grenze von 50 000 Euro brutto nicht übersteigt. Un­
terhalb dieser Grenze sind die Schäden im Rahmen 
der Antragstellung nachzuweisen oder nach Num­
mer 7. 7 glaubhaft zu machen. Bei Bestehen einer Ver­
sicherung sind die Versicherungsunterlagen nebst 
Schadensdokumentation und Schadensregulierung 
dem Antrag nach Nummer 6.5.1 beizufügen. 

b) Nachweis von Einkommenseinbußen 

Einkommenseinbußen bei Unternehmen im Sinne des 
Beihilferechts sind auf Basis eines Gutachtens nach 
Nummer 3.3.3 nachzuweisen. 

6.4 
Art und Umfang, Höhe der Leistung 

6.4.1 
Art und Umfang 

Die Förderung erfolgt als Billigkeitsleistung in Höhe von 
bis zu 100 Prozent der förderfähigen Kosten nach der 
Nummer 6.4.2. Im Falle von Einkommenseinbußen bei 
Unternehmen im Sinne des Beihilferechts können nach 
Maßgaben der Nummern 3.3.3, 3.4.1 und 3.4.2 Buchsta­
ben b) und e) Billigkeitsleistungen gewährt werden. Für 
Maßnahmen nach Nummer 6.4.2 Satz 2 Buchstaben f) 
bis k) erfolgt die Billigkeitsleistung in Höhe von bis zu 
80 Prozent, im Falle öffentlicher Träger sowie bei nicht­
kommunalen Trägern nach Nummer 6.2.1 Buchstabe g) 
beträgt sie bis zu 100 Prozent. In begründeten Härtefäl­
len, die anhand geeigneter Unterlagen nachzuweisen 
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sind, können im Rahmen einer vertiefenden Härtefall­
prüfung höhere Zuschüsse gewährt werden, jedoch ma­
ximal 100 Prozent des Schadens. 

Im Falle von nicht-kommunalen Trägern nach Num­
mer 6.2.l Buchstabe g) ist für grundsätzlich versicher­
bare Objekte zum Zeitpunkt der Verwendungsnachweis­
prüfung nachzuweisen, dass eine Elementarschadens­
versicherung (Gebäude, Inventar) für die Zukunft 
abgeschlossen wurde oder eine solche nicht zu wirt­
schaftlich vertretbaren Bedingungen abgeschlossen wer­
den konnte. Ansonsten reduziert sich die Billigkeitsleis­
tung um 10 Prozent. 

6.4.2 
BemessungsgrundJage 

Förderfähig sind bis zur Höhe des tatsächlich entstande­
nen Schadens alle Maßnahmen zur Abwehr von hochwas­
serbedingten Gefahren und Schäden nach Nummer 2.1 
und zur Wiederherstellung von baulichen Anlagen, be­
trieblichen Einrichtungen oder Infrastruktureinrichtun­
gen nach Nummer 6.1. Dazu zählen auch Maßnahmen, die 
im Hinblick auf ihre Art, ihre Lage oder ihre_n Umfang in 
einer dem jeweiligen Hochwasser- und Uberschwem­
mungsrisiko angepassten Weise nach den allgemein aner­
kannten Regeln der Technik zur Vermeidung künftiger 
Schäden wiedererrichtet werden. Zu den förderungsfähi­
gen Kosten zählen insbesondere: 

a) die Kosten für den Ersatzneubau, auch für den Er­
satzneubau an anderer Stelle bis zur Höhe des ent­
standenen Schadens, inklusive Maßnahmen der Bo­
denordnung, 

b) Folgekosten, die an öffentlichen Ver- und Entsor­
gungsleitungen unabhängig von der Rechtsform des 
öffentlichen Versorgerunternehmens und den im Ein­
zelfall geltenden Vereinbarungen entstehen, soweit 
diese zur Schadensbeseitigw1g notwendig sind, 

c) die Kosten für Abriss- und Aufräumarbeiten ein­
schließlich Entsorgung (inklusive Beseitigung von 
schädlichen Bodenverunreinigungen), 

d) die Kosten für wesentliche funktionsbezogene Ein­
richtungs- und notwendige Ausrüstungsgegenstände 
und funktionsbezogene Fahrzeuge, 

e) die Projektsteuerung und Koordinierung der Umset­
zung des Wiederaufbauplanes sowie für Planung, Pro­
jektsteuerung und Koordinierung der Einzelmaßnah­
men nebst Erfassung und Dokumentation; das 
schließt auch die Kosten ein für Leistungen durch Be­
auftragte für die Vorbereitung und Durchführung von 
Maßnahmen, 

f) Sicherung und Wiederherstellung von Anlagen des 
Hochwasserschutzes im Außenbereich von Gemein­
den, einschließlich der Vorarbeiten, 

g) Wiederherstellung von Gewässern im Außenbereich der 
Gemeinden, einschließlich Grundräumung, Instandset­
zung der Ufer sowie der Gewässerbestandteile (wie 
Ufermauern), soweit diese auch wasserwirtschaftlichen 
Zielen dienen, Böschungen und Gewässerrandstreifen, 
der naturnahe Ausbau, Schutzpflanzungen und Wild­
bachverbauungen sowie die dazugehörenden Vorar­
beiten, 

h) Wiederherstellung der Verkehrsverhältnisse von über­
wiegend öffentlichen ländlichen Wegen, insbesondere 
der Land- und Forstwirtschaft einschließlich zugehö­
riger Brückenbauten und Nebenanlagen, die Bestand­
teil eines Wiederaufbauplans einer Gebietskörper­
schaft sind. Gefördert werden befestigte Straß~n und 
Wege, die öffentlich gewidmet sind, die für die Offent­
lichkeit als Rad- , Fuß- oder Wanderverbindung öffent­
lich zugänglich sind, deren Unterhaltungspflicht einer 
Gebietskörperschaft obliegt oder die sich im Eigen­
tum einer Gebietskörperschaft befinden, 

i) im Zusammenhang mit den Wegemaßnahmen nach 
dem Buchstaben h) stehende erosionsvermindernde 
Maßnahmen und die Wiederherstellung von Begleit­
maßnahmen des Natur-, Wasser- und Landschafts­
schutzes, 

j) die Kosten einer Abwehr von hochwasserbedingten 
Gefahren und Schäden unmittelbar vor oder während 

des Starkregen- und Hochwasserereignisses ein­
schließlich dringend erforderlicher temporärer Maß­
nahmen , 

k) Sicherung und Wiederherstellung sonstiger Infra­
struktur im Außenbereich von Kommunen, soweit sie 
nicht unternehmerischen Bereichen zuzuordnen ist, 

1) die Straßenbeleuchtung und Nebenanlagen, soweit 
diese zur Schadensbeseitigung notwendig sind, 

m) Haltestellenausstattungen wie Wartehäuschen oder 
Fahrgastinformationen, 

n) anerkannte Maßnahmen des Denkmalschutzes, 

o) in begründeten Fällen auch Kosten für Modernisie­
rungsmaßnahmen, soweit hierfür eine Rechtspflicht 
besteht oder sie unter den Voraussetzungen von § 3 
Absatz 2 AufbhV 2021 zwingend erforderlich sind, 

p) Einkommenseinbußen von Unternehmen oder priva­
ten Vermieterinnen und Vermietern nach folgender Be­
rechnung: Die Einkommenseinbuße wird auf der 
Grundlage der Finanzdaten des betroffenen Unter­
nehmens (Gewinn vor Zinsen und Steuern (EBIT), 
Abschreibungs- und Arbeitskosten ausschließlich in 
Bezug auf die von dem Schadensereignis betroffene 
Betriebsstätte) berechnet, indem die Finanzdaten für 
die sechs Monate unmittelbar nach dem Schadenser­
eignis mit dem Durchschnitt von drei Jahren vergli­
chen werden, die unter den fünf Jahren vor dem Scha­
densereignis (unter Ausschluss des Jahres mit dem 
besten und des Jahres mit dem schlechtesten Finanz­
ergebnis) ausgewählt werden. Die Einkommensein­
buße wird für denselben Sechsmonatszeitraurn des 
Jahres berechnet. 

q) Kosten für begleitende Maßnahmen wie Moderation, 
Beratung, Austausch und Wissensvermittlung, 

r) Kosten für die Erstellung von Gutachten nach Num­
mer 6.3 .3 sowie 

s) Kosten für Fachgutachten und Planungen zur Vorbe­
reitung und Umsetzung von Projekten des Wiederauf­
baus einschließlich der Vorbereitung von Maßnahmen 
zur objektbezogenen Vermeidung künftiger Schäden 
gemäß Nummer 6.4.2 Satz 2 oder in Bezug auf den zu­
künftigen Schutz der geschädigten Innenstädte, Orts­
kerne und verdichtete Quartiere. 

6.4.3 
Ermittlung auf Ebene der einzelnen Leistungs­
empfängerin oder des einzelnen Leistungsempfängers 

Die Kosten nach Nummer 6.1 werden auf der Ebene der 
einzelnen Leistungsempfängerin oder des einzelnen 
Leistungsempfängers berechnet. 

6.4.4 
Pauschale für Vereinsinventar 

Für Schäden an dem Vereinsinventar wird in der Regel 
eine Billigkeitsleistung in Form einer Pauschale in Höhe 
von 15 000 Euro gewährt. 

6.4.5 
Nicht leistungsrelevante Schäden 

Unbeschadet der allgemeinen Regelungen in Num­
mer 2.2 gelten folgende Schäden als nicht leistungsrele­
vant: 

a) an Gebäuden, die zum Zeitpunkt des Schadensereig­
nisses nicht nutzbar waren, ausgenommen Gebäude, 
die sich bei Schadenseintritt noch im Bau oder in der 
Wiederherstellung befanden, 

b) an Gebäuden, die bei Schadenseintritt zum Rückbau 
vorgesehen waren, 

c) an und in Gärten von privat genutzten Wohngebäuden 
einschließlich baulicher Anlagen , 

d) nach Abzug der nicht förderfähigen Ausgaben von 
den Gesamtausgaben sind von den förderfähigen Aus­
gaben außerdem die Kostenanteile abzuziehen, die 
von anderen Trägern zu tragen sind, zum Beispiel bei 
Kreuzungsmaßnahmen von anderen Kreuzungsbetei­
ligten, sowie 
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e) die in der Regel durch zumutbare Eigenleistung besei-
tigt werden können. 

6.5 
Verfahren 

6.5 .1 
Antragsverfahren 
Anträge sind bis zum 30. Juru 2026 grundsätzlich im On­
line-Förderportal (https://www. wiederaufbau.nrw/online­
antrag#login) auf Basis des dort bereitgestellten Online­
Antrages unter Beifügung der notwendigen Unterlagen 
an die zuständige Bewilligungsbehörde zu stellen. Billig­
keitsleistungen sind bereits dann möglich, wenn die Leis­
tungsempfängerin oder der Leistungsempfänger glaub­
haft macht, dass sie oder er die notwendigen öffentlich­
rechtlichen Erlaubnisse, Genehmigungen und das 
Schadensgutachten nach Nummer 6.3.3 innerhalb einer 
im Bewilligungsbescheid festzulegenden Frist vorlegen 
kann. Um ein zügiges Antragsverfahren zu gewährleisten, 
können weitere Anforderungen an die Unterlagen durch 
Erlasse des für den Wiederaufbau der öffentlichen Infra­
struktur zuständigen Ministeriums des Landes Nord­
rhein-Westfalen im Einvernehmen mit der Staatskanzlei 
und den zuständigen Fachressorts geregelt werden. 

6.5.2 
Antragsverfa hren bei mehreren Leistungsempfa ngenden 
Soll ein Vorhaben mit mehreren Leistungsempfangenden 
gefördert werden, so kann die Förderung nur von einer 
Leistungsempfängerin oder einem Leistungsempfänger 
beantragt werden. Sie ist von derjenigen oder demjeni­
gen zu beantragen, die oder der dazu beauftragt wird. 
Die Beauftragung ist im Antrag nach Nummer 6.5.1 
nachzuweisen. Die Förderung wird an die Leistungsemp­
fängerin oder den Leistungsempfänger ausgezahlt, die 
oder der intern den Ausgleich mit den übrigen Leis­
tungsempfangenden durchführt. 

6.5.3 
Wiederaufbaupläne 

6.5 .3. 1 
Wiederaufbaupläne für die kommunale öffentliche 
Infrastruktur 
Zum Wiederaufbau der öffentlichen Infrastruktur stellt 
die Kommune über das Online-Förderportal (https:// 
www. wiedera ufba u. nrw /onlineantrag#login) einen För­
derantrag und fügt den Wiederaufbauplan nach Muster 
(Muster-Wiederaufbauplan) bei. Nach der Bewilligung 
auf Basis des Wiederaufbauplans legt sie für jede ihrer 
Einzelmaßnahmen ein Projektdatenblatt nach Muster 
(Muster-Projektdatenblatt) an. Einzelmaßnahmen von 
Unternehmen, an denen sie überwiegend beteiligt ist, 
können in den Wiederaufbauplan aufgenommen werden. 
Die Muster werden auf der Internetseite des für den Wie­
deraufbau der öffentlichen Infrastruktur zuständigen 
Ministeriums des Landes Nordrhein-Westfalen veröf­
fentlicht. Über den Wiederaufbauplan ist ein Beschluss 
der kommunalen Vertretungskörperschaft herbeizufüh­
ren. Der Beschluss ist dem Wiederaufbauplan beizufü­
gen. 

6.5.3.2 
Wiederaufbaupläne für öffentliche Infrastrukturen im 
Bereich von Wasser, Abwasser, Ab fa ll und Verkehr 
Zum Wiederaufbau der öffentlichen Infrastruktur im Be­
reich von Wasser, Abwasser, Abfall und Verkehr außer­
halb kommunaler Infrastruktur wie Straßen, Brücken, 
Durchlässe und Vergleichbares- erstellen die Verbände 
beziehungsweise Verbünde über das Online-Förderportal 
(https://www.wiederaufbau.nrw/onlineantrag#login) ei­
nen Förderantrag und fügen den Wiederaufbauplan nach 
Muster (Muster-Wiederaufbauplan) bei. Nach der Bewil­
ligung auf Basis des Wiederaufbauplans legt sie für jede 
ihrer Einzelmaßnahmen ein Projektdatenblatt nach 
Muster (Muster-Projektdatenblatt) an . Die Muster wer­
den auf der Internetseite des für den Wiederaufbau der 
öffentlichen Infrastruktur zuständigen Ministeriums 
veröffentlicht. Über den Wiederaufbauplan ist ein Be­
schluss des jeweiligen Kontrollgremiums herbeizuführen . 

6.5.3.3 
Wiederaufbau von Infrastrukturen durch 
nicht- kommunale Träger 
Zum Wiederaufbau der öffentlichen Infrastruktur erstellt 
die antragstellende Trägerin oder der antragstellende Trä­
ger der Infrastruktur über das Online-Förderportal 
(https://www. wiederaufbau.nrw/onlineantrag#login) ei­
nen Förderantrag und fügt den Wiederaufbauplan nach 
Muster (Muster-Wiederaufbauplan) bei. Nach der Bewilli­
gung auf Basis des Wiederaufbauplans legt sie oder er für 
jede ihrer oder seiner Einzelmaßnahmen ein Projektda­
tenblatt nach Muster (Muster-Projektdatenblatt) an. Be­
antragt die Trägerin oder der Träger nur eine Maßnahme·, 
kann auf den Wiederaufbauplan verzichtet und das aus­
gefüllte Projektdatenblatt zum Antrag eingereicht wer­
den. Ist Gegenstand eines Antrages zur Förderung des 
Wiederaufbaus nur ein Projekt, füllt die oder der Antrag­
stellende statt des Uploads des Wiederaufbauplans hier 
allein das Projektdatenblatt online aus und lädt entspre­
chende Unterlagen hoch. Die Muster werden auf der In­
ternetseite des für den Wiederaufbau der öffentlichen Inf­
rastruktur zuständigen Ministeriums veröffentlicht. Die 
Erforderlichkeit des Projektes ist durch die jeweilige Ge­
meinde, in deren Gebiet der Schaden entstanden ist, oder 
die zuständige Stelle zu bestätigen. Die Bestätigung ist 
dem Wiederaufbauplan beziehungsweise dem Projektda­
tenblatt beizufügen. 

6.5.3.4 
Allgemeine Anforderungen an die Projektdatenblätter 
Neben der Dokumentation der Schäden, dem Nachweis 
der Art der Schadensermittlung, zum Beispiel durch eine 
Kostenschätzung oder ein Schadensgutachten, und einer 
Beschreibung des Schadens enthalten die Projektdaten­
blätter der Wiederaufbaupläne nach den Nummern 
6.5.3.1 bis 6.5.3.3 insbesondere Informationen darüber, 
ob die jeweilige Maßnahme bereits begonnen worden ist, 
und ob eine Förderung bereits in früheren Jahren erfolgt 
ist. Außerdem enthalten die Projektdatenblätter Anga­
ben darüber, ob Versicherungsleistungen, Soforthilfen 
des Landes Nordrhein-Westfalen oder Leistungen Drit­
ter eingesetzt worden sind oder erwartet werden. 

6.5.4 
Bewilligungsbehörde und auszahlende Stelle 
Die zuständige Bezirksregierung nimmt die Aufgabe der 
Bewilligungsbehörde für die Billigkeitsleistungen nach 
Nummer 6 wahr. Bewilligungen müssen bis spätestens 
zum 31. Dezember 2030 erteilt werden. Die von der Be­
zirksregierung geprüften Wiederaufbaupläne sind dem für 
den Wiederaufbau der öffentlichen Infrastruktur zustän­
digen Ministerium des Landes Nordrhein-Westfalen vor­
zulegen. Der zuständigen Bewilligungsbehörde wird für 
den jeweiligen Wiederaufbauplan ein Wiederaufbaubud­
get mitgeteilt, welches Grundlage für die Bewilligung der 
Billigkeitsleistung ist. Die Summe aller Wiederaufbau­
pläne ergibt das „Wiederaufbauprogramm Nordrhein­
Westfalen" der Landesregierung Nordrhein-Westfalen. 
Die NRW.BANK nimmt die Aufgabe der auszahlenden 
Stelle für die Billigkeitsleistung nach Nummer 6 wahr. 

6.5.5 
Änderung der Bewilligung 
Bis zum Abschluss des Vorhabens entscheidet die Bewil­
ligungsbehörde auf ergänzenden Antrag der Leistungs­
empfängerin oder des Leistungsempfängers oder im 
z.;uge der Vorlage des Verwendungsnachweises über eine 
Anderung der Höhe der Billigkeitsleistung im Bewilli­
gungsbescheid nach eigenem Ermessen und im Rahmen 
der ihr zur Verfügung stehenden Haushaltsmittel. 

6.5.6 
Auszahlung 

6.5.6 .1 
Entsorgungskosten 

Am Tag des Versands eines Bewilligungsbescheides an 
die Leistungsempfängerin oder den Leistungsempfänger 
wird die Billigkeitsleistung zur Auszahlung in das Ban­
kenverfahren gegeben. 
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6.5.6.2 
Wiederaufbaubudgets 

Mit der Einreichung eines auf Basis eines bewilligten 
Wiederaufbauplans erstellten Projektdatenblattes wer­
den 30 Prozent des bewilligten Maßnahmenbudgets un­
mittelbar ohne tiefergehende fachliche Prüfung zur Aus­
zahlung gegeben. Bei Bewilligung nur einer Maßnahme 
erfolgt eine Auszahlung in Höhe von 30 Prozent unmit­
telbar mit der Bescheiderteilung. Satz 1 und 2 gilt auch 
für bereits erteilte Bewilligungsbescheide; diese werden 
sukzessive zur Auszahlung in das Bankenverfahren gege­
ben. Die Leistungsempfängerin oder der Leistungsemp­
fänger können die Billigkeitsleistungen aus dem bewil­
ligten Wiederaufbaubudget über das Online-Förderpor­
tal (https://www.wiederaufbau.nrw/onlineantrag#login) 
bis zur bewilligten Höhe bedarfsgerecht abrufen. In Här­
tefällen kann eine anteilige Auszahlung einer Billigkeits­
leistung bereits dann erfolgen, wenn die Leistungsemp­
fängerin oder der Leistungsempfänger gegenüber der 
Bewilligungsbehörde glaubhaft macht, dass der Wieder­
aufbauplan innerhalb einer festzulegenden Frist vorge­
legt wird. Im Falle der Weiterleitung von Billigkeitsleis­
tungen nach Nummer 6.5.3.1 Satz 3 hat die Gemeinde 
als Erstempfängerin der Letztempfängerin oder dem 
Letztempfänger der Billigkeitsleistung aufzugeben, die 
Inhalte des Bewilligungsbescheides nebst Zweckbindung 
sowie die zutreffenden Allgemeinen Nebenbestimmun­
gen zu beachten. 

6.5.6.3 
Sonstige Auszahlungen 

Billigkeitsleistungen außerhalb der Nummern 6.5.6.1 
und 6.5.6.2 werden in zwei Teilen ausgezahlt. Die Billig­
keitsleistung wird in Höhe von 50 Prozent am Tag des 
Versands eines Bewilligungsbescheides an die Leistungs­
empfängerin oder den Leistungsempfänger zur Auszah­
lung in das Bankverfahren gegeben. Im Übrigen erfolgt 
die Auszahlung der noch nicht abgerufenen Billigkeits­
leistung nach Vorlage und Prüfung des Verwendungs­
nachweises durch die zuständige Bewilligungsbehörde. 

6.6. 
Verwendungsnachweis 

Der Verwendungsnachweis besteht aus einem Sachbe­
richt und einer abschließenden Belegliste über das Pro­
jekt im Rahmen des Wiederaufbauplanes. Er ist spätes­
tens sechs Monate nach Abschluss des Vorhabens von der 
Leistungsempfängerin oder dem Leistungsempfänger 
über das Online-Förderportal (https://www.wiederauf­
bau.nrw/onlineantrag#login) bei der Bewilligungsbe­
hörde vorzulegen. Die Originalbelege über die Einzel­
zahlungen sind von der Leistungsempfängerin oder dem 
Leistungsempfänger fünf Jahre aufzubewahren. Es fin­
den Stichprobenprüfungen insbesondere der Beleglisten, 
der Originalbelege, im Falle von Unternehmen nach 
Nummer 6.2.1 Buchstabe b) bis g) auch der Einkom­
menseinbußen durch die dafür zuständige Bewilligungs­
behörde statt. Bei Billigkeitsleistungen für gesondert be­
antragte Entsorgungskosten sowie für Vereinspauschalen 
ist ein Nachweis nicht erforderlich. 

7 

Allgemeine Förderbestimmungen 

7.1 
Vorzeitiger Maßnahmenbeginn 

Ein Maßnahmenbeginn vor Antragstellung ist förderun­
schädlich, sofern die Maßnahme nicht vor dem Zeit­
punkt begonnen wurde, zu dem das Schadensereignis 
eingetreten ist, nicht jedoch vor dem 1. Juli 2021. 

7.2 

Spenden und Leistungen Dritter 

Spenden und Leistungen Dritter, insbesondere Versiche­
rungsleistungen haben dem Grunde und der Höhe nach -
auch bei nachträglichem Hinzutritt - Vorrang vor einer 
Förderung nach dieser Richtlinie. Dies gilt nicht für 
Spenden, die für die Wiederbeschaffung des eigenen 
Hausrats empfangen und verwendet wurden. Bei Anträ-

gen zur Beseitigung eines Gebäudeschadens nach Num­
mer 4 werden erhaltene Spenden immer auf den Eigen­
anteil angerechnet. Eine Leistungsempfängerin oder ein 
Leistungsempfänger ist zur Angabe im Rahmen der An­
tragstellung verpflichtet. Dabei kann die Leistungsemp­
fängerin oder der Leistungsempfänger jedoch Spenden 
und Versicherungsleistungen auf die von ihm zu erbrin­
genden Eigenmittel anrechnen. In diesen Fallen werden 
die Versicherungsleistungen erst dann auf die Förderung 
a_ngerechnet, wenn sich ohne ihre Anrechnung eine 
Uberkompensation des Schadens ergeben würde. Insbe­
sondere Leistungen aufgrund von Versicherungsverträ­
gen müssen auch über den Eigenanteil hinaus vorrangig 
und vollständig in Anspruch genommen werden. Für den 
Bereich Land- und Forstwirtschaft sowie ähnliche Be­
triebe, Fischerei und Aquakultur sind Versicherungszah­
lungen und sonstige Ausgleichszahlungen bereits vom 
überprüften Schadenswert abzuziehen. 

7.3 
Berücksichtigung von geleisteten Soforthilfen 

Hat die Leistungsempfängerin oder der Leistungsemp­
fänger zuvor bereits für denselben Schaden Billigkeits­
leistungen nach 

a) dem Gemeinsamen Runderlass des Ministeriums für 
Wirtschaft, Innovation , Digitalisierung und Energie 
und des Ministeriums für Umwelt, Landwirtschaft, 
Natur- und Verbraucherschutz des Landes Nordrhein­
Westfalen „Richtlinie über die Gewährung von Billig­
keitsleistungen zur Milderung von Schäden der Un­
ternehmen, Gewerbetreibende und freiberuflich und 
selbständig Tätigen durch die Unwetterkatastrophe 
vom 14./15. Juli 2021" vom 22 . Juli 2021 (MBl. NRW. 
S. 478b), 

b) dem Runderlass des Ministeriums des Innern „Richt­
linie über die Gewährung von Billigkeitsleistungen 
zur Milderung von durch die Unwetterkatastrophe 
vom 14./15. Juli 2021 erlittenen Schäden" vom 22. Juli 
2021 (MBl. NRW. S 479b) oder 

c) dem Runderlass des Ministeriums für Heimat, Kom­
munales , Bau und Gleichstellung des Landes Nord­
rhein-Westfalen „Richtlinien von Soforthilfen zur fi­
nanziellen Unterstützung der Gemeinden und Ge­
meindeverbände bei der ersten Instandsetzung 
kommunaler Infrastruktur, Räumung und Reinigung 
aufgrund der Unwetterkatastrophe vom 14./15. Juli 
2021" vom 22 . Juli 2021 (MBl. NRW. S. 487b) 

erhalten, werden diese auf die Förderung angerechnet. 

7.4 
Vorsteuerabzugsberechtigung 

Die Bemessung der Förderung erfolgt unter Berücksich­
tigung der etwaigen Berechtigung zum Vorsteuerabzug. 

7.5 
Wiederaufbau technischer Anlagen zur Energie- und 
Wärmeversorgung 

Sofern dies technisch möglich und zur Vermeidung künf­
tiger Schäden erforderlich ist, sollen technische Anlagen 
zur Energie- und Wärmeversorgung mit Ausnahme von 
Maßnahmen nach Nummer 3 im Rahmen der Schadens­
beseitigung entweder an einem hochwassersicheren 
Standort installiert oder so ausgeführt werden, dass die 
Anlage oder die besonders schadensgefährdeten Anla­
genteile bei einem zukünftigen Hochwasserereignis in­
nerhalb kurzer Zeit aus- und anschließend funktionsfä­
hig wieder eingebaut werden können. 

7.6 

Schadensmindernde Maßnahmen an baulichen Anlagen 

Bauliche Maßnahmen sind mit Ausnahme von Maßnah­
men nach Nummer 3 so auszuführen, dass Schäden bei 
einem erneuten Hochwasserereignis reduziert oder ver­
mieden werden. Ist wahrscheinlich, dass ein zukünftiges 
Hochwasser wiederkehrend erhebliche Schäden verur­
sacht, werden auch Maßnahmen zum Wiederaufbau an 
anderer Stelle gefördert, ohne dass die Leistungsempfän­
gerin oder der Leistungsempfänger in eine materiell bes-
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sere Lage versetzt wird als sie oder er sich vor dem 
Schadensereignis befunden hat. In diesem Fall wird die 
Förderung anhand des tatsächlich entstandenen Scha­
dens bemessen. 

7.7 
Glaubhaftmachung 
Der jeweilige Nachweis der Angaben der Geschädigten 
kann mit Ausnahme in Fällen der nach Nummer 3.3.3 
vorgesehenen Begutachtung durch die Glaubhaftma­
chung mittels geeigneter Belege und Versicherung der 
Richtigkeit der Angaben erbracht werden. Nachträgliche 
Überprüfungen und Anforderungen von Nachweisen, 
insbesondere bei Schäden von großem Umfang, sind da­
durch nicht ausgeschlossen. 

7.8 
Allgemeine Nebenbestimmungen für Förderungen 
Die als Anlage 2 zu dieser Richtlinie beigefügte ANBest­
Wiederaufbau ist, soweit davon in den Nummern 3 bis 6 
keine abweichenden Regelungen getroffen wurden, un­
verändert dem Bewilligungsbescheid beizufügen. 

7.9 
Kumulation 
Eine Förderung nach dieser Richtlinie kann mit anderen 
Förderprogrammen des Landes Nordrhein-Westfalen, 
des Bundes oder der Europäischen Union ergänzt wer­
den, sofern und soweit dies die Fördervorschriften der 
anderen Programme zulassen und die Gesamtsumme al­
ler gewährten Fördermittel sowie Mittel Dritter die Ge­
samtausgaben der Vorhaben, bei Leistungen nach Num­
mer 3 die beihilfefähigen Kosten , nicht übersteigen. Die 
Kumulierungsregeln des Artikel 8 AGVO sind zu beach­
ten. Die Leistungsempfängerin oder der Leistungsemp­
fänger ist verpflichtet, der Bewilligungsbehörde anzuge­
ben, ob und gegebenenfalls in welcher Höhe sie oder er 
zusätzliche Mittel aus anderen Förderprogrammen oder 
Spenden erhält. 

7. 10 
Verbleibefrist für nach rueser Richtlinie 
gefördertes Anlagevermögen 
Für nach den Nummern 4 bis 6 gewährte Billigkeitsleis­
tungen für Anlagevermögen gilt eine Verbleibefrist bei 
der Leistungsempfängerin oder bei dem Leistungsemp­
fänger von fünf Jahren. Dies gilt nicht für selbst nut­
zende Eigentümerinnen und Eigentümer sowie private 
Vermieterinnen und Verrrueter. Dies gilt ebenfalls nicht 
für kommunale Leistungsempfängerinnen oder Leis­
tungsempfänger nach Nummer 6.2.1 Buchstabe a) bis c) 
und h) und für Leistungsempfängerinnen oder Leis­
tungsempfänger, denen Pauschalen nach Nummer 6.4.4 
gewährt werden. 

7.11 
Vorhaben, rue bereits gefördert wurden 
Eine früher gewährte Förderung desselben Vorhabens 
aus öffentlichen Mitteln schließt eine Gewährung von 
Billigkeitsleistungen für Maßnahmen im Rahmen dieser 
Richtlinie rucht aus. Wurden bereits geförderte Vorhaben 
vor Fertigstellung des Vorhabens oder innerhalb der 
Zweckbindungsfrist ganz oder teilweise zerstört, soll bei 
der Ausübung des Ermessens auf den Widerruf des Zu­
wendungsbescheides und die Rückforderung der Zuwen­
dung verzichtet werden, soweit nicht ein Anspruch der 
Zuwendungsempfängerin oder des Zuwendungsempfän­
gers auf Kompensationsleistungen gegenüber einem 
Dritten besteht. Die Leistungsempfängerin oder der 
Leistungsempfänger hat gegenüber der Bewilligungsbe­
hörde die bereits geförderten Vorhaben, die vor Fertig­
stellung des Vorhabens oder innerhalb der Zweckbin­
dungsfrist ganz oder teilweise zerstört wurden, mitzutei­
len. 

7.12 
Zweckbindungsfri sten und Arbeitsplatzziele 
der GRW-Förderung sowie Breitbandförderprojekte 

Sofern es sich um Schäden an Wirtschaftsgütern oder an 
der Infrastruktur handelt, die bereits eine GRW-Förde-

rung erhalten haben, deren Zweckbindungsfristen zum 
Zeitpunkt des Eintritts des Hochwasserschadens noch 
nicht abgelaufen waren und für deren Ersatz erneut För­
derung gewährt wird, greifen die mit der GRW-Förde­
rung verbundenen Auflagen an Zweckbindungsfristen 
und Arbeitsplatzzielen. Bei gewerblichen Unternehmen 
ist dabei die noch verbleibende Frist bezüglich Zweck­
bindung und Besetzung der Arbeitsplätze ab dem Zeit­
punkt anzusetzen, zu dem die Wiederaufnahme der Ge­
schäftstätigkeit möglich ist: Bei wirtschaftsnaher Infra­
struktur ist mindestens die noch verbleibende 
Zweckbindungsfrist nach Wiederherstellung der Funkti­
onsfähigkeit anzuhängen. 

Sofern es sich um Schäden an Infrastrukturen im Rah­
men oder im Zusammenhang eines Breitbandförderpro­
jektes handelt, deren Zweckbindungsfristen zum Zeit­
punkt des Eintritts des Hochwasserschadens noch nicht 
abgelaufen waren sowie für deren Ersatz erneut Förde­
rung im Rahmen des Aufbauhllfefonds 2021 gewährt 
wird, greifen die mit der Breitbandförderung verbunde­
nen Auflagen und Bedingungen. 

7.13 
Datenverarbeitung und Datenübermittlung 

Die Bewilligungsbehörden und ilie im Antragsverfahren 
eingebundenen Stellen sind befugt, die zum Zwecke des 
Antragsverfahrens erforderlichen Daten von der Antrag­
stellerin oder dem Antragsteller zu erheben und zu verar­
beiten, soweit dies zur Erfüllung der Aufgaben nach die­
ser Richtlirue erforderlich ist. Die Bewilligungsbehörden 
und die Auszahlungsstelle sind befugt, die erforderlichen 
Daten auch durch Abfragen bei öffentlichen Stellen, ins­
besondere im Zustäniligkeitsbereich der Gemeinden, bei 
Grundbuchämtern und bei den die Handelsregister füh­
renden Stellen zu erheben. 

7.14 
Elektronische Durchführung des Verwaltungsverfahrens 

Das Antragsverfahren sowie das Bewilligungsverfahren 
werden entsprechend dem E-Government-Gesetz Nord­
rhein-Westfalen vom 8. Juli 2016 (GV. NRW. S . 551) in 
der jeweils geltenden Fassung grundsätzlich elektronisch 
durchgeführt. 

7.1 5 
Unbillige Härten 

Über die in den Nummern 4 bis 6 getroffenen Regelun­
gen hinaus kann im Einzelfall eine Förderung erfolgen, 
soweit dies erforderlich ist, um nach Sinn und Zweck 
dieser Richtlinie oder einzelner ihrer Regelungen nicht 
anders abwendbare unbillige Härten zu vermeiden. 

Die Art, Höhe und Ausgestaltung der Förderung ist nach 
pflichtgemäßem Ermessen so zu bestimmen, dass die 
nicht anders abwendbare unbillige Härte auf das Maß 
einer zumutbaren Härte gerrundert wird . Eine Entschei­
dung hierüber· trifft die jeweilige Bewilligungsbehörde 
im Rahmen des Antragsverfahrens im Einvernehmen mit 
der zuständigen obersten Landesbehörde. 

8 
Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

Dieser Runderlass tritt mit Wirkung vom 1. Juli 2025 in 
Kraft. Gleichzeitig tritt die Förderrichtlinie Wiederauf­
bau Nordrhein-Westfalen vom 29 . November 2023 (MBl. 
NRW. S. 1492) außer Kraft. 
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Anlage 1 zur Förderrichtlinie Wiederaufbau Nordrhein-Westfalen 
Gebietskulisse für die von dem Schadensereignis betroffenen Kommunen 1 

Gemeinde Kreis Regierungsbezirk 

Aachen, Stadt Städteregion Aachen Köln 

Aldenhoven Kreis Düren Köln 

Alfter Rhein-Sieg-Kreis Köln 

Alsdorf Städteregion Aachen Köln 

Altena Märkischer Kreis Arnsberg 

Arnsberg Hochsauerlandkreis Arnsberg 

Attendorn Kreis Olpe Arnsberg 

Bad Honnef Rhein-Sieg-Kreis Köln 

Bad Münstereifel Kreis Euskirchen Köln 

Baesweiler Städteregion Aachen Köln 

Balve Märkischer Kreis Arnsberg 

Bedburg Rhein-Erft-Kreis Köln 

Bergheim Rhein-Erft-Kreis Köln 

Bergisch Gladbach Rheinisch-Bergischer Kreis Köln 

Bergkamen Kreis Unna Arnsberg 

Bergneustadt Oberbergischer Kreis Köln 

Blankenheim Kreis Euskirchen Köln 

Bochum Bochum Arnsberg 

Bönen Kreis Unna Arnsberg 

Bonn Bonn Köln 

Bornheim Rhein-Sieg-Kreis Köln 

Bottrop Bottrop Münster 

Breckerfeld Ennepe-Ruhr-Kreis Arnsberg 

Brilon Hochsauerlandkreis Arnsberg 

Brüggen Kreis Viersen Düsseldorf 

Brühl Rhein-Erft-Kreis Köln 

843 

1 In begründeten Einzelfä llen kann nach er fo lgter Prüfun g der Betroffenheit durch das für Städtebau zus tändige Ministerium 
e ine Berücks ichtigung auch außerhalb dieser Gebiets kulisse erfolgen. 
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Gemeinde Kreis Regierungsbezirk 

Burscheid Rheinisch-Bergischer Kreis Köln 

Castrop-Rauxel Kreis Recklinghausen Münster 

Dahlem Kreis Euskirchen Köln 

Dormagen Rhein-Kreis Neuss Düsseldorf 

Dortmund Dortmund Arnsberg 

Drolshagen Kreis Olpe Arnsberg 

Duisburg Duisburg Düsseldorf 

Düren, Stadt Kreis Düren Köln 

Düsseldorf Düsseldorf Düsseldorf 

Eitorf Rhein-Sieg-Kreis Köln 

Eisdorf Rhein-Erft-Kreis Köln 

Engelskirchen Oberbergischer Kreis Köln 

Ennepetal Ennepe-Ruhr-Kreis Arnsberg 

Erftstadt Rhein-Erft-Kreis Köln 

Erkelenz Kreis Heinsberg Köln 

Erkrath Kreis Mettmann Düsseldorf 

Eschweiler Städteregion Aachen Köln 

Eslohe Hochsauerlandkreis Arnsberg 

Essen Essen Düsseldorf 

Euskirchen, Stadt Kreis Euskirchen Köln 

Finnentrop Kreis Olpe Arnsberg 

Frechen Rhein-Erft-Kreis Köln 

Fröndenberg/Ruhr Kreis Unna Arnsberg 

Gangelt Kreis Heinsberg Köln 

Geilenkirchen Kreis Heinsberg Köln 

Gevelsberg Ennepe-Ruhr-Kreis Arnsberg 

Grevenbroich Rhein-Kreis Neuss Düsseldorf 

Gummersbach Oberbergischer Kreis Köln 

Haan Kreis Mettmann Düsseldorf 
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Gemeinde Kreis Regierungsbezirk 

Hagen Hagen Arnsberg 

Halver Märkischer Kreis Arnsberg 

Hattingen Ennepe-Ruhr-Kreis Arnsberg 

Heiligenhaus Kreis Mettmann Düsseldorf 

Heimbach Kreis Düren Köln 

Heinsberg, Stadt Kreis Heinsberg Köln 

Hellenthal Kreis Euskirchen Köln 

Hemer Märkischer Kreis Arnsberg 

Hennef (Sieg) Rhein-Sieg-Kreis Köln 

Herdecke Ennepe-Ruhr-Kreis Arnsberg 

Herne Herne Arnsberg 

Herscheid Märkischer Kreis Arnsberg 

Herzogenrath Städteregion Aachen Köln 

Hilden Kreis Mettmann Düsseldorf 

Holzwickede Kreis Unna Arnsberg 

Hückelhoven Kreis Heinsberg Köln 

Hückeswagen Oberbergischer Kreis Köln 

Hürtgenwald Kreis Düren Köln 

Hürth Rhein-Erft-Kreis Köln 

Inden Kreis Düren Köln 

Iserlohn Märkischer Kreis Arnsberg 

Jüchen Rhein-Kreis Neuss Düsseldorf 

Jülich Kreis Düren Köln 

Kaarst Rhein-Kreis Neuss Düsseldorf 

Kali Kreis Euskirchen Köln 

Kamen Kreis Unna Arnsberg 

Kerpen Rhein-Erft-Kreis Köln 

Kierspe Märkischer Kreis Arnsberg 

Kirchhundem Kreis Olpe Arnsberg 
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Gemeinde Kreis Regierungsbezirk 

Köln Köln Köln 

Königswinter Rhein-Sieg-Kreis Köln 

Korschenbroich Rhein-Kreis Neuss Düsseldorf 

Kreuzau Kreis Düren Köln 

Kürten Rheinisch-Bergischer Kreis Köln 

Langenfeld (Rhld.) Kreis Mettmann Düsseldorf 

Langerwehe Kreis Düren Köln 

Leichlingen (Rhld.) Rheinisch-Bergischer Kreis Köln 

Lennestadt Kreis Olpe Arnsberg 

Leverkusen Leverkusen Köln 

Lindlar Oberbergischer Kreis Köln 

Linnich Kreis Düren Köln 

Lohmar Rhein-Sieg-Kreis Köln 

Lüdenscheid Märkischer Kreis Arnsberg 

Lünen Kreis Unna Arnsberg 

Marienheide Oberbergischer Kreis Köln 

Marsberg Hochsauerland kreis Arnsberg 

Mechernich Kreis Euskirchen Köln 

Meckenheim Rhein-Sieg-Kreis Köln 

Meerbusch Rhein-Kreis Neuss Düs~eldorf 

Meinerzhagen Märkischer Kreis Arnsberg 

Menden Märkischer Kreis Arnsberg 

Merzenich Kreis Düren Köln 

Meschede Hochsauerland kreis Arnsberg 

Mettmann , Stadt Kreis Mettmann Düsseldorf 

Mönchengladbach Mönchengladbach Düsseldorf 

Monheim am Rhein Kreis Mettmann Düsseldorf 

Monschau Städteregion Aachen Köln 

Morsbach Oberbergischer Kreis Köln 
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Gemeinde Kreis Regierungsbezirk 

Much Rhein-Sieg-Kreis Köln 

Mülheim an der Ruhr Mülheim an der Ruhr Düsseldorf 

Münster Münster Münster 

Nachrodt-Wiblingwerde Märkischer Kreis Arnsberg 

Nettersheim Kreis Euskirchen Köln 

Neuenrade Märkischer Kreis Arnsberg 

Neunkirchen-Seelscheid Rhein-Sieg-Kreis Köln 

Neuss, Stadt Rhein-Kreis Neuss Düsseldorf 

Nideggen Kreis Düren Köln 

Niederkasse 1 Rhein-Sieg-Kreis Köln 

N iederkrüch ten Kreis Viersen Düsseldorf 

Niederzier Kreis Düren Köln 

Nörvenich Kreis Düren Köln 

Nümbrecht Oberbergischer Kreis Köln 

Oberhausen Oberhausen Düsseldorf 

Odenthal Rheinisch-Bergischer Kreis Köln 

Olpe, Stadt Kreis Olpe Arnsberg 

Overath Rheinisch-Bergischer Kreis Köln 

Plettenberg Märkischer Kreis Arnsberg 

Pulheim Rhein-Erft-Kreis Köln 

Radevormwald Oberbergischer Kreis Köln 

Ratingen Kreis Mettmann Düsseldorf 

Recklinghausen , Stadt Kreis Recklinghausen Münster 

Reichshof Oberbergischer Kreis Köln 

Remscheid Remscheid Düsseldorf 

Rheinbach Rhein-Sieg-Kreis Köln 

Roetgen Städteregion Aachen Köln 

Rommerskirchen Rhein-Kreis Neuss Düsseldorf 

Rösrath Rheinisch-Bergischer Kreis Köln 
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Gemeinde Kreis Regierungsbezirk 

Ruppichteroth Rhein-Sieg-Kreis Köln 

Sankt Augustin Rhein-Sieg-Kreis Köln 

Schalksmühle Märkischer Kreis Arnsberg 

Schleiden Kreis Euskirchen Köln 

Schmallenberg Hochsa erlandkreis Arnsberg 

Schwelm Ennepe-Ruhr-Kreis Arnsberg 

Schwerte Kreis Unna Arnsberg 

Selfkant Kreis Heinsberg Köln 

Selm Kreis Unna Arnsberg 

Siegburg Rhein-Sieg-Kreis Köln 

Simmerath Städteregion Aachen Köln 

Solingen Solingen Düsseldorf 

Sprockhövel Ennepe-Ruhr-Kreis Arnsberg 

Steinfurt, Stadt Kreis Steinfurt Münster 

Stolberg (Rhld.) Städteregion Aachen Köln 

Sundern Hochsauerlandkreis Arnsberg 

Swisttal Rhein-Sieg-Kreis Köln 

Titz Kreis Düren Köln 

Troisdorf Rhein-Sieg-Kreis Köln 

Übach-Palenberg Kreis Heinsberg Köln 

Unna, Stadt Kreis Unna Arnsberg 

Velbert Kreis Mettmann Düsseldorf 

Vettweiß Kreis Düren Köln 

Wachtberg Rhein-Sieg-Kreis Köln 

Waldbröl Oberbergischer Kreis Köln 

Wald feucht Kreis Heinsberg Köln 

Wassenberg Kreis Heinsberg Köln 

Wegberg Kreis Heinsberg Köln 

Weilerswist Kreis Euskirchen Köln 
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Gemeinde Kreis Regierungsbezirk 

Wenden Kreis Olpe Arnsberg 

Werdohl Märkischer Kreis Arnsberg 

Wermelskirchen Rheinisch-Bergischer Kreis Köln 

Werne Kreis Unna Arnsberg 

Wesseling Rhe in-Erft-Kreis Köln 

Wetter (Ruhr) Ennepe-Ruhr-Kreis Arnsberg 

Wickede Kreis Soest Arnsberg 

Wiehl Oberbergischer Kreis Köln 

Willich Kreis Viersen Düsseldorf 

Windeck Rhein-Sieg-Kreis Köln 

Wipperfürth Oberbergischer Kreis Köln 

Witten Ennepe-Ruhr-Kreis Arnsberg 

Wülfrath Kreis Mettmann Düsseldorf 

Wuppertal Wuppertal Düsse ldorf 

Würselen Städteregion Aachen Köln 

Zülpich Kreis Euskirchen Köln 
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Anlage 2 zur Förderrichtlinie Wiederaufbau Nordrhein-Westfalen 
AUgemeine Nebenbestimmungen für Billigkeitsleistungen zur Projektförderung zur 
Beseitigung der Hochwasserschäden aus Juli 2021 (ANBest-Wiederaufbau) 

Die AN Best-Wiederaufbau enthalten Nebenbestimmungen (Bedingungen und Auflagen) im 
Sinne des§ 36 des Verwaltungsverfahrensgesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 12. November 1999 (GY. NRW. S. 602) in der jeweils 
geltenden Fassung, im Folgenden VwVfG NRW genannt, sowie notwendige Erläuterungen. 
Die Nebenbestimmungen sind Bestandteil des Bewilligungsbescheides, soweit dort nicht 
ausdrücklich etwas anderes bestimmt ist. 

Inhalt 
Nummer 1 Anforderung und Verwendw1g der Billigkeits leistung 
Nummer 2 Nachträgliche Ermäßigung der Ausgaben oder Änderung der Finanzierung 
Nummer 3 Vergabe von Aufträgen 
Nummer 4 Mitteilungspflichten der Leistungsempfä.ngerin oder des Leistungsempfängers 
Nummer 5 Nachweis der Verwendung 
Nummer 6 Prüfung der Verwendung 
Nummer 7 Erstattung der Billigkeitsleistung, Verz insung 
Nummer 8 Publiz ität 

1 
Anforderung und Verwendung der Billigkeitsleistung 

1.1 
Die Billigkeitsleistung darf nur zur Erfüllung des im Bewilligungsbescheid bestimmten 
Zwecks verwendet werden. Sie ist wirtschaftlich und sparsam zu verwenden. 

1.2 
Alle mit dem Förderzweck zusammenhängenden Einnahmen (insbesondere 
Versicherungsleistungen, Zuwendungen, Leistungen Dritter, Beiträge und Spenden) und der 
Eigenanteil der Leistungsempfängerin oder des Leistungsempfängers sind als Deckungsmittel 
für mit dem Förderzweck zusammenhängenden Ausgaben einzusetzen. Für Unternehmen sind 
sie auch als Deckungsmittel für die geltend gemachten Wertminderungen und 
Einkommenseinbußen einzusetzen. 

1.3 
Die Auszahlung der Billigkeitsleistung erfolgt auf der Grundlage des Bewilligungsbescheides. 

1.4 
Der Bewilligungsbescheid kann mit Wirkung für die Zukunft widerrufen werden, wenn sich 
herausstellt, dass der Förderzweck mit der bewilligten Billigkeitsleistung nicht zu erreichen 
ist. 

1.5 
Ansprüche aus dem Bewilligungsbescheid dürfen weder abgetreten noch verpfändet werden. 

2 
Nachträgliche Ermäßigung der Ausgaben oder Änderung der Finanzierung 
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Ermäßigen sich nach der Bewilligung die in dem Finanzierungsplan veranschlagten 
Gesamtausgaben für den Förderzweck, erhöhen sich die Deckungsmittel oder treten neue 
Deckungsmittel hinzu, so ermäßigt sich die Billigkeitsleistung. Spenden und Leistungen 
Dritter, insbesondere Versicherungszahlungen und sonstige Ausgleichszahlungen, werden -
auch bei Erhöhung und nachträglichem Hinzutritt - auf die Eigenmittel der 
Leistungsempfängerin oder des Leistungsempfängers angerechnet. Sie werden nur dann auf 
die Billigkeitsleistung angerechnet, soweit sich ohne ihre Anrechnung eine 
Überkompensation der Schäden ergeben würde. 

3 
Vergabe von Aufträgen 

3.1 Nichtöffentliche Auftraggeber 
Aufträge sind nach wettbewerblichen Gesichtspunkten zu wirtschaftlichen Bedingungen zu 
vergeben. Dazu sind drei Angebote einzuholen. Soweit das nicht möglich ist, ist dies zu 
dokumentieren. Bei Aufbauhilfen für Privathaushalte und private Vermieterinnen und 
Vermieter ist ein Angebot ausreichend. Verfahren und Ergebnisse sind zu dokumentieren. 
Für einzelne Bau-, Liefer- und Dienstleistungsaufträge bis zu einem voraussichtlichen 
Auftragswert von 10 000 Euro ohne Umsatzsteuer kann auf allgemein, zum Beispiel im 
Internet, zugängliche Angebote zurückgegriffen werden. 
Zum Nachweis der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit des Direktauftrags ist die Ermittlung 
von Vergleichspreisen zu erfassen (formlose Preisermittlung). Ist dies nicht möglich oder 
unzweckmäßig, ist die Wirtschaftlichkeit der Beschaffungsmaßnahme in anderer geeigneter 
Weise darzulegen. 

3.2 Öffentliche Auftraggeber 

851 

Ist die Leistungsempfängerin eine Gemeinde, eine Hochschule, eine 
Bundesforschungseinrichtung oder eine sonstige Einrichtung des öffentlichen Rechts, für die 
spezielle vergaberechtliche Vorgaben gelten, sind diese zu beachten. Verpflichtungen der 
Leistungsempfängerin oder des Leistungsempfängers als Auftraggeberin oder als 
Auftraggeber nach Teil 4 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 26. Juni 2013 (BGBI. J S. 1750, 3245) in der jeweils geltenden 
Fassung und die verpflichtende Anwendung des Tariftreue- und Vergabegesetzes Nordrhein­
Westfalen vom 22. März 2018 bleiben unberührt. Bezüglich bestehender Erleichterungen 
wird auf das Rundschreiben des Bundesministeriums für Wirtschaft und Energie 
„Rundschreiben zur Anwendung des Vergaberechts bei der Beschaffung von Leistungen zur 
Bewältigung der Notlage in den Hochwasserkatastrophengebieten" vom 1 7. August 2021 - Az 
IB6-20602-011.- verwiesen. 

4 
Mitteilungspflichten der Leistungsempfängerin oder des Leistungsempfängers 

Die Leistungsempfängerin oder der Leistungsempfänger ist verpflichtet, unverzüglich der 
Bewilligungsbehörde Mitteilung zu erstatten, wenn 
a) sie oder er nach Vorlage des Finanzierungsplans Zuwendungen für denselben Zweck bei 
anderen öffentlichen Stellen beantragt oder von ihnen erhält oder wenn sie oder er -
gegebenenfalls weitere - Mittel von Dritten, insbesondere Versicherungsentschädigungen, 
erhält, 
b) der Verwend~ngszweck oder sonstige für die Bewilligung der Billigkeitsleistung 
maßgebliche Umstände sich ändern oder wegfallen, 
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c) sich herausstellt, dass der Förderzweck nicht oder mit der bewilligten Bi ll igkeitsleistung 
nicht zu erre ichen ist, oder 
d) ein Insolvenzverfahren über ihr oder sein Vermögen beantragt oder eröffnet wird . 

5 
Nachweis der Verwendung 

5.1 
Die Verwendung der Billigkeitsleistung ist von der Leistungsempfängerin oder dem 
Leistungsempfänger nachzuweisen. Der dafür erforderliche ordnungsgemäß erstellte 
Verwendungsnachweis ist spätestens sechs Monate nach Abschluss des Vorhabens bei der 
Bewilligungsbehörde vorzulegen (Verwendungsnachweis). 

5.2 
Der Verwendungsnachweis besteht aus einem Sachbericht und einem zahlenmäßigen 
Nachweis. 

5.3 
In dem zahlenmäßigen Nachweis sind die Einnahmen und Ausgaben in zeitlicher Folge und 
voneinander getrennt auszuweisen. Der Nachweis muss alle mit dem Förderzweck 
zusammenhängenden Einnahmen im Sinne der Nummer 1 .2 und alle damit 
zusammenhängenden Ausgaben enthalten. Dem Nachweis ist eine tabellarische 
Belegübersicht beizufügen, in der die Ausgaben nach Art und in zeitlicher Reihenfolge 
getrennt aufgelistet sind (Belegliste nach Anlage 5 zu Nummer 10.2 der VV zu§ 44 LHO). 
Aus der Belegliste müssen Tag/Empfänger/Einzahler sowie Grund und Einzelbetragjeder 
Zahlung ersichtlich sein. Im Verwendungsnachweis ist zu bestätigen , dass die Ausgaben 
notwendig waren, dass wirtschaftlich und sparsam nach Nummer 1.1 verfahren worden ist 
und die Angaben mit den Büchern und Belegen übereinstimmen. 

5.4 
Bei Gemeinden oder Gemeindeverbänden besteht der zahlenmäßige Nachweis (Nummer 5. 3) 
aus einer summarischen Darstellung der Einzahlungen und Auszahlungen. 

5.5 
Die Belege müssen die im Geschäftsverkehr üblichen Angaben und Anlagen enthalten, die 
Ausgabebelege insbesondere die Zahlungsempfängerin oder den Zahlungsempfänger, Grund 
und Tag der Zahlung, den Zahlungsbeweis und den Verwendungszweck. 

5.6 
Die Leistungsempfängerin oder der Leistungsempfänger hat die Originalbelege (Einzahlungs­
und Auszahlungsbelege) über die Einzelzahlungen und alle sonstigen mit der 
Billigkeitsleistung zusammenhängenden Unterlagen (vgl. Nummer 6.1 Satz 1) fünf Jahre nach 
Vorlage des Verwendungsnachweises aufzubewahren, sofern nicht nach steuerrechtlichen 
oder anderen Vorschriften eine längere Aufbewahrungsfrist bestimmt ist. Die Aufbewahrung 
kann auch elektronisch erfolgen, wenn ein DY-gestütztes Buchführungssystem für die 
elektronische Belegaufbewahrung den Grundsätzen zur ordnungsmäßigen Führung und 
Aufbewahrung von Büchern , Aufzeichnungen und Unterlagen in elektronischer Form sowie 
zum Datenzugriff (GoBD) (BMF-Schreiben vom 28. November 2019 - IV A 4 - S 
0316/ 19/ 10003 :001 - DOK 2019/0962810) entspricht. Hinweis: Bei Verstößen gegen die 
Aufbewahrungspflicht kann es im Rahmen einer nachträglichen Prüfung und 
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Nichterweislichkeit der Angaben zu einer Kürzung und zu einer Aufforderung,zur Erstattung 
der Billigkeitsleistung kommen. 

6 
Prüfung der Verwendung 

6.1 
Die Landesregierung oder ein durch sie beauftragter Dritter sind berechtigt, Bücher, Belege 
und sonstige Geschäftsunterlagen zur Prüfung anzufordern - sowe it sie nicht mit dem 
Verwendungsnachweis vorzulegen sind- sowie die Verwendung der Billigkeitsleistung durch 
Einsicht in die Bücher, Belege und sonstigen Geschäftsunterlagen örtlich zu prüfen oder 
durch Beauftragte prüfen zu lassen. Die Leistungsempfängerin oder der Leistungsempfänger 
hat die erforderlichen Unterlagen bereitzuhalten und die notwendigen Auskünfte zu ertei len. 

6.2 
Die z uständigen Behörden des Landes oder des Bundes, der Landesrechnungshof und der 
Bundesrechnungshof oder die von ihnen Beauftragten sind berechtigt, bei der 
Leistungsempfängerin oder dem Leistungsempfänger zu prüfen. 

6.3 
Der Europäische Rechnungshof ist berechtigt, bei der Leistungsempfängerin oder dem 
Leistungsempfänger zu prüfen, soweit die Billigkeitsleistung ganz oder teilweise zu Lasten 
des Haushalts der Europäischen Union geleistet werden. 

7 
Erstattung der Billigkeitsleistung, Verzinsung 

7.1 
Die Billigkeitsleistung ist zu erstatten, soweit ein Bewilligungsbescheid nach 
Verwaltungsverfahrensrecht (insbesondere§§ 48, 49 VwVfG NRW) oder anderen 
Rechtsvorschriften mit Wirkung für die Vergangenheit zurückgenommen oder widerrufen 
oder sonst unwirksam wird. 

7.2 
Der Erstattungsanspruch wird insbesondere festgestellt und geltend gemacht, wenn 
a) eine auflösende Bedingung eingetreten ist, 
b) die Billigkeitsleistung durch unrichtige oder unvollständige Angaben erwirkt worden ist, 
c) die Billigkeitsleistung nicht oder nicht mehr für den vorgesehenen Zweck verwendet wird 
oder 
d) nach Nummer 2 die Ausgaben sich nachträglich ermäßigen oder eine Änderung der 
Finanzierung eingetreten ist. 

7.3 
Ein Widerruf mit Wirkung für die Vergangenheit kann auch in Betracht kommen , soweit die 
Leistungsempfängerin oder der Leistungsempfänger Auflagen nicht oder nicht innerhalb einer 
gesetzten Frist erfüllt, insbesondere den vorgeschriebenen Verwendungsnachweis nicht 
rechtzeitig vorlegt sowie Mitteilungspflichten (Nummer 4) nicht rechtzeitig nachkommt. 

7.4 
Der Erstattungsanspruch ist in den Fällen nach Nummer7.2 Buchstabe a) mit drei 
Prozentpunkten über dem Basiszinssatz jährlich zu verzinsen(§ 49a Abs. 3 Satz I VwVfG 
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NRW). Dies gilt auch für Fälle nach Nummer 7.2 Buchstabe b), wenn die Antragstellerin oder 
der Antragsteller vorsätzlich oder grob fahrlässig gehandelt hat. 

7.5 
Von einer Rückforderung in Fällen von Nummer 7.2 Buchstaben c) und d) kann abgesehen 
werden, wenn der zurückzufordernde Bt:trag 250 Euro nicht übersteigt. Dies gilt auch für 
Fälle nach Nummer 7 .2 Buchstabe b ), wenn die Antragstellerin oder der Antragsteller weder 
vorsätzlich noch grob fahrlässig gehandelt hat. Für die Geltendmachung von Zinsansprüchen 
gilt dies entsprechend. 

8 
Publizität 

Die Leistungsempfängerin oder der Leistungsempfänger weist bei allen Informations- und 
Kommunikationsmaßnahmen (zum Beispiel Pressemitteilungen, Veröffentlichungen , Internet, 
Bauschildern) im Zusammenhang mit dem Vorhaben auf die Unterstützung durch das Land 
Nordrhein-Westfalen und die Bundesrepublik Deutschland angemessen hin. 
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Anlage 3 zur Förderrichtlinie Wiederaufbau Nordrhein-Westfalen 
Besondere Nebenbestimmungen für Billigkeitsleistungen an Unternehmen zur 
Beseitigung der Hochwasserschäden aus Juli 2021 zu Nummer 3.5.2 Satz 2 (BNBest­
Wiederaufbau Unternehmen) 
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Die BNBest-Wiederaufbau Unternehmen enthalten Nebenbestimmungen (Bedingungen und 
Auflagen) im Sinne des§ 36 des Verwaltungsverfahrensgesetzes für das Land Nordrhein­
Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung vom 12. November 1999 (GY. NRW. S. 602) 
in der jeweils geltenden Fassung, im Folgenden VwVfG NRW genannt, sowie notwendige 
Erläuterungen. Die Nebenbestimmungen sind Bestandteil des Bewilligungsbescheides, soweit 
dort nicht ausdrücklich etwas anderes bestimmt ist. 

Inhalt 
Nummer I Anforderung und Verwendung der Billigkeitsleistung 
Nummer 2 Nachträgliche Ermäßigung der Ausgaben für Reparaturen und Gutachten, der 
Wertminderungen oder der Einkommenseinbußen 
Nummer 3 Mitteilungspflichten der Leistungsempfängerin oder des Leistungsempfängers 
Nummer4 Nachweis der Verwendung 
Nummer 5 Prüfung der Verwendung 
Nummer 6 Erstattung der Billigkeitsleistung, Verzinsung 
Nummer 7 Publizität 

1 
Anforderung und Verwendung der Billigkeitsleistung 

1.1 
Die Billigkeitsleistung darf nur zur Erfüllung des im Bewilligungsbescheid bestimmten 
Zwecks verwendet werden. Sie ist wirtschaftlich und sparsam zu verwenden. 

1.2 
Alle mit dem Förderzweck zusammenhängenden Einnahmen , insbesondere 
Versicherungsleistungen, Zuwendungen, Leistungen Dritter, Beiträge und Spenden, und der 
Eigenanteil der Leistungsempfängerin oder des Leistungsempfängers sind als Deckungsmittel 
für mit dem Förderzweck zusammenhängenden Ausgaben wie auch als Deckungsmittel für 
die geltend gemachten Wertminderungen und Einkommenseinbußen einzusetzen. 

1.3 
Die Auszahlung der Billigkeitsleistung erfolgt auf der Grundlage des · 

Bewilligungsbescheides. 

1.4 
Der Bewilligungsbescheid kann mit Wirkung für die Zukunft widerrufen werden , wenn sich 
herausstellt, dass der Förderzweck mit der bewilligten Förderung nicht zu erreichen ist. 

1.5 
Ansprüche aus dem Bewilligungsbescheid dürfen weder abgetreten noch verpfändet werden. 

2 
Nachträgliche Ermäßigung der Ausgaben für Reparaturen und Gutachten, der 
Wertminderungen oder der Einkommenseinbußen 

Ermäßigen sich nach der Bewilligung die im Antrag angegebenen Ausgaben für Reparaturen 
und Gutachten so ermäßigt sich die Billigkeitsleistung. Die Billigkeitsleistung ermäßigt sich 
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auch, wenn sich die Begutachtung der Wertminderungen und Einkommenseinbußen ändert. 
Spenden und Leistungen Dritter, insbesondere Versicherungszahlungen und sonstige 
Ausgleichszahlungen, werden - auch bei Erhöhung und nachträglichem Hinzutritt - auf die 
Eigenmittel der Leistungsempfängerin oder des Leistungsempfängers angerechnet. Sie werden 
nur dann auf die Förderung angerechnet, soweit sich ohne ihre Anrechnung eine 
Überkompensation der Schäden ergeben würde. 

3 
Mitteilungspflichten der Leistungsempfängerin oder des Leistungsempfängers 

Die Leistungsempfängerin oder der Leistungsempfänger ist verpflichtet, unverzüglich der 
NRW.BANK Mitteilung zu erstatten, wenn 
a) sie oder er nach Vorlage des Antrags weitere Leistungen (insbesondere auch 
Zuwendungen) für denselben Zweck bei anderen öffentlichen Stellen beantragt oder von 
ihnen erhält oder wenn sie oder er - gegebenenfalls weitere - Mittel von Dritten, insbesondere 
Versicherungsentschädjgungen, erhält, 
b) sich sonstige für die Bewilligung der Billigkeitsleistung maßgebliche Umstände ändern 
oder wegfallen, 
c) sich herausstellt, dass der Förderzweck nicht oder mit der bewilligten Billigkeitsleistung 
nicht zu erreichen ist, 
d) ein gesellschaftsrechtliches Liquidationsverfahren oder ein Insolvenzverfahren nach der 
Insolvenzordnung vom 5. Oktober 1994 (BG BI. 1 S. 2866), die zuletzt durch Artikel 6 des 
Gesetzes vom 15. Juli 2024 (BGB 1. 2024 I Nr. 236) geändert worden ist, über ihr oder sein 
Vermögen beantragt oder eröffnet wird oder 
e) der eigene Geschäftsbetrieb dauerhaft eingestellt wird. 

4 
Nachweis der Verwendung 

4.1 
Die Verwendung der Billigkeitsleistung ist von der Leistungsempfängerin oder dem 
Leistungsempfänger nachzuweisen. Der dafür erforderliche ordnungsgemäß erstellte 
Verwendungsnachweis ist spätestens sechs Monate nach Abschluss des Vorhabens bei der 
NRW.BANK vorzulegen (Verwendungsnachweis). 

4.2 
Der Verwendungsnachweis besteht aus einem Sachbericht zur Wiederaufnahme des Betriebes 
in Nordrhein-Westfalen, einem zahlenmäßigen Nachweis der Ausgaben für Reparaturen und 
Gutachten sowie einer abschließenden Aufstellung der Einkommenseinbußen und der 
Wertverluste. 

4.3 
In dem zahlenmäß igen Nachweis sind die Einnahmen und Ausgaben in zeitlicher Folge und 
voneinander getrennt auszuweisen . Der Nachweis muss alle mit dem Förderzweck 
zusammenhängenden Einnahmen im Sinne der Nummer 1.2 und alle damit 
zusammenhängenden Ausgaben für Reparaturen und Gutachten enthalten. Dem Nachweis 
über die Reparaturkosten und die Kosten für die Gutachten ist eine tabellarische 
Belegübersicht beizufügen, in der die Ausgaben nach Art und in zeitlicher Reihenfolge 
getrennt aufge listet sind. Aus der Belegliste müssen Tag, Empfänger, Einzahler sowie Grund 
und Einzelbetragjeder Zahlung ersichtlich sein. Im Verwendungsnachweis ist zu bestätigen, 
dass die Ausgaben notwendig waren, dass wirtschaftlich und sparsam nach Nummer 1. 1 
verfahren worden ist und die Angaben mit den Büchern und Belegen übereinstimmen. 
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4.4 
Die Belege müssen die im Geschäftsverkehr üblichen Angaben und Anlagen enthalten, die 
Ausgabebelege insbesondere die Zahlungsempfängerin oder den Zahlungsempfänger, Grund 
und Tag der Zahlung, den Zahlungsbeweis und den Verwendungszweck. 

4.5 

857 

Die Leistungsempfängerin oder der Leistungsempfänger hat die Originalbelege (Einzahlung;­
und Auszahlungsbelege) über die Einzelzahlungen und alle sonstigen mit der 
Billigkeitsleistung zusammenhängenden Unterlagen (vergleiche Nummer 5.1 Satz 1) zehn 
Jahre nach Vorlage des Verwendungsnachweises aufzubewahren, sofern nicht nach 
steuerrechtlichen oder anderen Vorschriften eine längere Aufbewahrungsfrist bestimmt ist. 
Die Aufbewahrung kann auch elektronisch erfolgen, wenn ein DY-gestütztes 
Buchführungssystem für die elektronische Belegaufbewahrung den Grundsätzen zur 
ordnungsmäßigen Führung und Aufbewahrung von Büchern , Aufzeichnungen und 
Unterlagen in elektronischer Form sowie zum Datenzugriff (GoBD) (BMF-Schreiben vom 
28. November 2019 - IV A 4 - S 0316/19/10003:001 - DOK 2019/0962810) entspricht. 

Hinweis: Bei Verstößen gegen die Aufbewahrungspflicht kann es im Rahmen einer 
nachträglichen Prüfung und Nichterweislichkeit der Angaben zu einer Kürzung und zu einer 
Aufforderung zur Erstattung der Billigkeitsleistung kommen. 

5 
Prüfung der Verwendung 

5.1 
Die NRW.BANK und die Landesregierung oder durch sie beauftragte Dritte sind berechtigt, 
Bücher, Belege und sonstige Geschäftsunterlagen zur Prüfung anzufordern - soweit sie nicht 
mit dem Verwendungsnachweis vorzulegen sind - sowie die Verwendung der 
Billigkeitsleistung durch Einsicht in die Bücher, Belege und sonstige Geschäftsunterlagen 
örtlich zu prüfen oder durch Beauftragte prüfen zu lassen. Die Leistungsempfängerin oder der 
Leistungsempfänger hat die erforderlichen Unterlagen bereitzuhalten und die notwendigen 
Auskünfte zu erteilen. 

5.2 
Die zuständigen Behörden des Landes oder des Bundes, der Landesrechnungshof und der 
Bundesrechnungshof oder die von ihnen Beauftragten sind berechtigt, bei der 
Leistungsempfängerin oder dem Leistungsempfänger zu prüfen. 

5.3 
Der Europäische Rechnungshof ist berechtigt, bei der Leistungsempfängerin oder dem 
Leistungsempfänger zu prüfen, soweit die Billigkeitsleistung ganz oder teilweise zu Lasten 
des Haushalts der Europäischen Union geleistet wurde. 

6 
Erstattung der Billigkeitsleistung, Verzinsung 

6.1 
Die Billigkeitsleistung ist zu erstatten, soweit ein Bewilligungsbescheid nach 
Verwaltungsverfahrensrecht (insbesondere§§ 48, 49 VwVfG NRW) oder anderen 
Rechtsvorschriften mit Wirkung für die Vergangenheit zurückgenommen oder widerrufen 
oder sonst unwirksam wird. 

6.2 
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Der Erstattungsanspruch wird insbesondere festgestellt und geltend gemacht, wenn 
a) eine auflösende Bedingung eingetreten ist, 
b) die Förderung durch unrichtige oder unvollständige Angaben erwirkt worden ist, 
c) die Förderung nicht oder nicht mehr für den vorgesehenen Zweck verwendet wird oder 
d) nach Nummer 2 die Ausgaben sich nachträglich ermäßigen oder eine Änderung der 
Begutachtung der Wertminderungen oder Einkommenseinbußen eingetreten ist. 

6.3 
Ein Widerruf mit Wirkung für die Vergangenheit kann auch in Betracht kommen , soweit die 
Leistungsempfängerin oder der Leistungsempfänger Auflagen nicht oder nicht innerhalb 
einer gesetzten Frist erfüllt, insbesondere den vorgeschriebenen Verwendungsnachweis 
nicht rechtzeitig vorlegt sowie Mitteilungspflichten (Nummer 3) nicht rechtzeitig 
nachkommt. 

6.4 
Der Erstattungsanspruch ist mit drei Prozentpunkten über dem Basiszinssatz jährlich zu 
verzinsen(§ 49a Abs. 3 Satz 1 VwVfG NRW). 

7 
Publizität 

Die Leistungsempfängerin oder der Leistungsempfänger weist bei allen Informations-und 
Kommunikationsmaßnahmen (zum Beispiel Pressemitteilungen , Veröffentlichungen , 
Internet, Bauschildern) im Zusammenhang mit dem Vorhaben auf die Unterstützung durch 
das Land Nordrhein -Westfalen und die Bundesrepublik Deutschland angemessen hin. 

- MBl. NRW. 2025 S. 830 
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II. 

Ministerpräsident 

Honorarkonsularische Vertretung 
der Republik Kamerun 

in Essen 
Bekanntmachung 

des Ministerpräsidenten 
M 4 - 02.15-1/1 

Vom 5.Juni 2025 

Das Herrn Dr.-Ing. Gordon Walter erteilte Exequatur als 
Honorarkonsul der Republik Kamerun in Essen mit dem 
Konsularbezirk Land Nordrhein-Westfalen ist mit Ab­
lauf des 3. Juni 2025 erloschen. 

Die honorarkonsularische Vertretung der Republik Ka­
merun in Essen ist somit geschlossen. 

- MBl. NRW. 2025 S. 859 

III. 

Landschaftsverband Westfalen-Lippe 

Satzung 
des Landschaftsverbandes Westfalen-Lippe über 
die Zuweisung von Mitteln des LWL-Inklusions­
amts Arbeit aus der Ausgleichsabgabe nach § 160 
Sozialgesetzbuch IX an die örtlichen Träger bei 

den kreisfreien Städten, Großen kreisangehörigen 
Städten und Kreisen in Westfalen-Lippe für das 

Haushaltsjahr 2025 
(Ausgleichsabgabesatzung 2025) 

Bekanntmachung 
des Landschaftsverbandes Westfalen-Lippe 

Vom 17. Dezember 2024 

Die Satzung des Landschaftsverbandes Westfalen-Lippe 
über die Zuweisung von Mitteln des LWL-Inklusionsamts 
Arbeit aus der Ausgleichsabgabe nach § 160 Sozialgesetz­
buch Neuntes Buch (SGB IX) an die örtlichen Träger bei 
den Kreisen , kreisfreien und Großen kreisangehörigen 
Städten in Westfalen-Lippe für das Haushaltsjahr 2025 
vom 17. Dezember 2024 ist im Internet unter https:// 
www2.lwl.org/de/LWL/portal/der-lwl-im-ueberblick/der­
lwl-zahlen/bekanntmachungen/ öffentlich bekannt ge­
macht worden. 

Münster, den 17. Dezember 2024 

Der Direktor 
des Landschaftsverbandes Westfalen-Lippe 

Dr. Georg L u n e m a n n 

- MBl. NRW. 2025 S . 859 
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